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1.1 Planungsrechtliche Voraussetzungen und Zweck der Planung

Die Baulandausweisung dient der Bereitstellung des in Ingolstadt dringend bendtigten
Wohnraumes in Form von Geschosswohnungsbau und Stadtwohnungen bzw. in Form
von Reihenhausern und Einzelhdusern. Weiteres planerisches Ziel ist es, den bestehen-
den denkmalgeschutzten Samhof stadtebaulich zu integrieren und im Bestand zu erhal-
ten.

Um bei mdglichen Erweiterungen des Klinikums die ErschlieRung zu optimieren, ist an der
Nordgrenze des Geltungsbereichs eine Trasse in Ost-Westrichtung vorgesehen, die auch
fur das Baugebiet ErschlieBungsfunktion Gbernimmt.

Der Planungsbereich ist aufgrund seiner Anbindung an den OPNV und seiner Lage am
Klinikum und der landschaftlich reizvollen Lage zu den Golfgebiets- und Naherholungsfla-
chen mit Freizeitangeboten sowie bestehenden Infrastrukturen in der Umgebung sehr gut
fur die Entwicklung neuer Wohnbauflachen geeignet.

Flachennutzungsplan

Das geplante Baugebiet soll Giberwiegend als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen wer-
den. Ein Baufeld soll als Gemeinbedarf — Pflegeeinrichtung ausgewiesen werden.

Der wirksame Flachennutzungsplan stellt das zur Uberplanung anstehende Gelande als
landwirtschaftliche Flache dar. Es ist daher erforderlich, den Flachennutzungsplan im Pa-
rallelverfahren zu andern.

Abbildung:
Wirksamer Flachennutzungsplan: Flachennutzungsplananderung

Stadtplanungsamt Ingolstadt 4



Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H Planbegrindung

.2 Lage, GroBe und Beschaffenheit des Baugebietes

.21 Lage
Das Planungsgebiet befindet sich ca. 3 km Luftlinie vom Stadtzentrum, westlich der Kru-
menauerstralle zwischen dem Klinikumsgeldnde im Norden und einer Golfplatzanlage
des Golfclub Ingolstadt e.V. im Stiden. Im Osten schlie3t eine Siedlungsstruktur mit Wohn-
bebauung an. Im Westen befinden sich landwirtschaftliche Flachen.

Umliegende Siedlungsstruktur / Stadt- und Landschaftsbild

Ostlich der Krumenauerstrale ist nach rechtsverbindlichem Bebauungsplan ein Wohnge-
biet mit Gberwiegend zweigeschossigen Einfamilienhdusern zuldssig. Im Siden des Pla-
nungsareals befinden sich ein gut eingegriinter Golfplatz und im Westen landwirtschaftli-
che Nutzflachen mit intensiver Bewirtschaftung. Die Gebaudestruktur weist im nérdlichen
Klinikumsgelande eine stark verdichtete Bebauung mit drei bis sieben Klinikgeschossen
und als Solitar einen erdgeschossigen Betriebskindergarten in der Nahe der Grundstiicks-
grenze zur FI.Nr. 3127/2 aus.

Im Gebietsinneren liegt der aus zwei Einzelgehdften bestehende, denkmalgeschitzte
Samhof mit seinen Wirtschaftshéfen und privaten Vorgarten. Er erfahrt seine Haupter-
schlielung Uber zwei Privatwege von der Krumenauerstralle aus. Die landwirtschaftliche
Nutzung der Hofstellen wurde zwischenzeitlich aufgegeben. Teilweise sind die Scheunen
verpachtet. Die restlichen Flachen im Planungsgebiet sind intensiv landwirtschaftlich ge-
nutzt. Die beiden Wohngebaude sind bewohnt.

Im Sitden wird das Planungsgebiet durch die so genannte ,Kriegsstrale” zur freien Land-
schaft hin abgegrenzt, welche zur ErschlieBung der angrenzenden landwirtschaftlichen
Flachen und als Radwanderweg genutzt wird. Dieser soll auch weiterhin erhalten und von
ErschlieBungsfunktionen freigehalten werden. Der Radwanderweg wird durch Geholz-
und Obstbaumbestand eingesaumt.

Im Norden erschlie3t ein ebenfalls bereits vorhandener und teilweise befestigter Weg
Teile des sudlichen Klinikum Areals.

Gebaude- und Nutzungsbestand
Das Plangebiet ist durch das Gehdoft ,Samhof” in AuRenbereichslage bebaut. Die Grund-
stucke sind landwirtschaftlich genutzt.

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des zukulnftigen Bebauungsplanes Nr. 107 H ,Samhof* orientiert sich
an den bestehenden Grundstliicksgrenzen des sudlichen Radwanderweges, der nordli-
chen ErschlieBungsstralle entlang des Klinikums, der Krumenauerstrale und endet an
der Grundstiicksgrenze zur FI.Nr. 820.

Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise (*) folgende Grundstlicke der Gemar-
kung Ingolstadt: 1997/14*, 1997/6*, 1998/2*, 2262/81*

sowie ganz oder teilweise (*) folgende Grundstiicke der Gemarkung Gerolfing: 1106*,
1106/5*, 3123, 3123/2, 3123/3, 3123/8, 3123/10, 3123/11, 3127/2*, 3127/6

1.2.2 GroRe
Bruttobauland
Geltungsbereich 8,63 ha 100%
Nettobauland 4,82 ha 55,9%
offentliche Verkehrsflache 2,03 ha 23,5%
- Bestand 5.835 m?
- Neu 14.428 m?
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Griinflache 1,78 ha 20,6%
- Ausgleichsflache 3.766 m?
- sonstige offentl. Grinflachen 14.048 m?

.2.3 Beschaffenheit/Baugrund

1.3

1.3.1

Das vorhandene Gelande fallt von Nordwest nach Stidwest auf einer Lange von ca. 350
m um ca. 5 -6 m ab. An der stdlichen Grenze des Baugebietes befindet sich entlang der
sogenannten Kriegsstralle ein Entwasserungsgraben.

Die Eignung des Baugrundes zur ErschlieBungsplanung wurde vom Ingenieurbiro
KARGL GEOTECHNIK untersucht (Gutachten v. 03.05.2016, im Stadtplanungsamt ein-
sehbar).

Aufgrund der vorgefundenen Bodenverhaltnisse sind generell Bodenaustauschmalinah-
men, BodenverbesserungsmalRnahmen oder Tiefgrindungsmalinahmen einzuplanen.
Dazu sind kleinraumige Untersuchungen von Seiten der Bauherren im Bereich der einzel-
nen Wohnbaumafnahmen erforderlich. Tendenziell ist stdlich des Samhofs mit einem
gréReren Grundungsaufwand zu rechnen als nérdlich.

Im Stden soll, aufgrund der hohen Grundwasserstande, zur Verbesserung der Bebaubar-
keit das Gelande im Bereich der Baugrundstlicke gro3flachig bis auf das sldliche Niveau
des Samhofs aufgeflllt werden (ca. 2,0 m).

Stadtebauliche und landschaftsplanerische Leitgedanken

Stadtebauliche Ziele

Ubergeordnetes Planungsziel ist eine dem stadtnahen Quartier entsprechende, vertragli-
che Dichte unter der Berlicksichtigung einer ressourcenschonenden Bauweise. Dies kann
durch den vorgeschlagenen Geschosswohnungsbau gewahrleistet werden. Die geplante
Bebauung rahmt mit insgesamt dreizehn Baufeldern unterschiedlicher Dichte auf drei Sei-
ten den denkmalgeschitzten Samhof ein.

Die Gebaude werden in Form von versetzten Zeilen im Bereich der Sammelstral3e konzi-
piert.

Die Gebaudeorientierung und Héhenstaffelung mit einer ansteigenden Baudichte in Rich-
tung Norden von zweigeschossigen bis drei-, und viergeschossigen Gebauden gewahr-
leistet besonnte Hausfassaden und Dachflachen. An dem nérdlichen Gebietsrand schafft
die geplante Vier-, Fiinf-, und Sechsgeschossigkeit den Ubergang zur intensiven Kilini-
kumsbebauung.

Gegenuber der zweigeschossigen Bebauung an der Krumenauerstral3e entwickeln sich
die geplanten Gebaudehdhen in der Zwei- und nach Norden und Westen versetzten Drei-
geschossigkeit.

Aus stadtraumlicher Sicht ergeben sich durch die versetzten Zeilen interessante private
Gemeinschaftshofe in entsprechender Nutzungszuordnung und eine gut ablesbare stad-
tebauliche Figur, die in ihrer Geschossigkeit auch auf die kleinteilige Nachbarbebauung
an der Krumenauerstral3e reagiert. Da die Umsetzung der Baufelder durch verschiedene
Bauherren erfolgen wird, soll mit den Festsetzungen ein Rahmen geschaffen werden, der
eine gestalterische Vielfalt ermdglicht, aber gleichzeitig die geplante stadtebauliche Struk-
tur klar ablesbar erhalt.

Um fur gute Besonnungs- und Belichtungsverhaltnisse sowie eine ausreichende Querlif-
tung der Wohnungsgrundrisse zu sorgen, sind die Gebaude Nord — Stid ausgerichtet, die
fur den Geschosswohnungsbau optimale Ost — Westbelichtung ist damit gewahrleistet.
Neben dem Geschosswohnungsbau kénnen im Bereich Baufeld 5 bis Baufeld 7 des Be-
bauungsplanes Stadthauser und Reihenhauser realisiert werden.

Stadtplanungsamt Ingolstadt 6
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1.3.2

1.4

1.4.1

Zudem sind drei Parzellen flir eine dreigeschossige Einzelhausbebauung und drei Parzel-
len fir eine zweigeschossige Einzelhausbebauung vorgesehen. Die drei Zweigeschossi-
gen sind nordlich des Samhofs angeordnet. Damit ist eine gewisse Freistellung des Denk-
males gewahrleistet. Der Samhof bleibt in seiner Gehoftstruktur, Art und Mald der bauli-
chen Nutzung und mit den beiden weiterhin bewohnten Wohnhausern als Identifikations-
kern erhalten. Um die Ablesbarkeit des Samhofs als Einzelgehoft, welches von der Kru-
menauerstralle abgeruckt ist mit den vorgelagerten privaten Grinstrukturen auch langfris-
tig zu sichern, werden die bereits vorhandenen Grinstrukturen durch die Umgrenzung von
Flachen fir die Erhaltung von Baumen und Strauchern festgesetzt. Damit wird im Stra-
Renverlauf der Krumenauerstral’e die Besonderheit des zurtickversetzten Hofes noch-
mals betont.

Das seit Jahren stetige Ingolstadter Bevélkerungswachstum macht auch die Ausweisung
von Gemeinbedarfsflachen erforderlich. Insbesondere der demografische Wandel aber
auch generell die Pflicht zur Daseinsvorsorge der Kommune machen die Bereitstellung
und planungsrechtliche Absicherung von Grundsticken fur gesundheitliche und soziale
Zwecke notwendig. Die Ausweisung von Gemeinbedarfsflachen fur Einrichtungen zur
Pflege oder Sterbebegleitung ist auf Grund der erforderlichen Grundstlicksgrof3e und der
sinnvollen Nahe zu medizinischen Einrichtungen nicht in jedem Baugebiet mdglich und
geeignet.

Auf Grund eines konkreten Bedarfs soll nun Baufeld 4 als Gemeinbedarfsflache mit der
Zweckbestimmung Pflegeeinrichtung ausgewiesen werden. Konkret ist die Errichtung ei-
nes Hospizes geplant. Um die Detailausgestaltung jedoch flexibel und zukunftsfahig zu
halten, wird die Zweckbestimmung allgemeiner gefasst. Damit kann eine ausreichende
Bandbreite flr die Gebaudenutzung abdeckt werden.

Es entstehen rund 260 Wohneinheiten flir ca. 650 Personen im gesamten Bebauungs-
plan.

Grunordnung

Das Plangebiet ist durchzogen von drei aufeinander folgenden, Nord — Siid verlaufenden
,Grinen Fugen®, die im Sitden in einer 6ffentlichen Grinflache mit Spielplatz enden. Im
Westen dient ein 5 bis 10 m breiter Grunstreifen als Abgrenzung zu den landwirtschaftli-
chen Flachen. Entlang der Krumenauerstrale trennt ein ca. 10 bis 12 m breiter Griinstrei-
fen das Baugebiet von den Verkehrsflachen. Die bestehende Baumallee wird auf dieser
Flache bis zur sogenannten ,Kriegsstral3e“ fortgeflhrt.

Diese von den Fachstellen als grinordnerisch und kulturhistorisch bedeutsam eingestufte
Wegeverbindung ist, soweit méglich, durch die Anlage von grofRziigigen Grin- bzw. Aus-
gleichsflachen von der zuklnftigen Bebauung abgerickt (Abstand zur Bebauung im Wes-
ten 10 m im Ubrigen Bereich 23 m und mehr).

Planinhalt und Festsetzungen
Art und MaR der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet

Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes soll ein attraktives, breit gefachertes Woh-
nungsangebot fir unterschiedliche Haushaltsgrofien vorgesehen werden.

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen sind in den Baufel-
dern 3 bis 13 nicht zuldssig. Dazu zahlen Tankstellen, Gartenbaubetriebe, Anlagen fur
Verwaltungen, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe und Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes.

Diese wurde aus folgenden Grinden ausgeschlossen:

Stadtplanungsamt Ingolstadt 7
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- Von den Nutzungen kénnen Emissionen ausgehen wie Larm, Gerliche, Staub etc., die
die gesunden Wohnverhaltnisse in den Allgemeinen Wohngebieten beeintrachtigen
kénnen.

- Beider Gestaltung des Gebiets wird der Aufenthaltsqualitat gro3e Aufmerksamkeit ge-
widmet, die durch zusatzliche Belastungen insbesondere durch (Auto-)Verkehr auf-
grund von Liefervorgangen oder Kundenverkehr gestort wirde.

- Die Umgebung des Planungsgebiets ist mit entsprechenden Nutzungen ausreichend
versorgt.

In den Baufeldern 1 und 2 sollen ausnahmsweise die nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht
stérenden Gewerbebetriebe auf maximal 50% der Geschossflache des jeweiligen Baufel-
des zulassig sein, sofern die Wohnruhe nicht gefahrdet wird und die Erschliellung nicht
uber den verkehrsberuhigten Bereich erfolgt.

Diese beiden Baufelder liegen direkt an der nérdlichen Sammelstralle und haben somit
eine relativ gute Anbindung an das Ubergeordnete Strallennetz. Die nérdliche Sammel-
stralde ist zudem breiter konzipiert und erméglicht auf Grund der einseitigen Bebauung die
Anordnung von mehr 6ffentlichen Stellplatzen im Strallenraum. Des Weiteren haben nur
die Baufelder 1 und 2 jeweils im nordlichen Grundsticksbereich bereits im Bebauungsplan
ausgewiesene oberirdische Stellplatze und weisen deutlich grékere GrundstiicksgréfRen
auf.

Mit dieser ausnahmsweisen Erweiterung des zuldssigen Nutzungsspektrums soll dem ge-
stiegenen Bedarf an gemischter Nutzung gerade im Bereich von Buroarbeitsplatzen in der
Nahe zum Wohnen begegnet werden und eine zukunftsfahige offene Stadtentwicklung
ermoglicht werden. Mit der ausnahmsweisen Zulassung im allgemeinen Wohngebiet kon-
nen in diesen beiden Baufeldern gerade die nach § 13 BauNVO sonst auf Rdume be-
schrankten freien Berufe innerhalb des Baufeldes flexibel angeordnet werden und maogli-
che Besucherverkehre gezielt Uber die NorderschlieRung gesteuert werden.

Die Flache des allgemeinen Wohngebietes umfasst zwolf der dreizehn Baufelder.

Um die gewlinschten Gebaudekubaturen eindeutig zu definieren, wird das Mal} der bau-
lichen Nutzung auf der Basis einer maximalen Grundflache (GR), Geschossflache (GF),
Wandhéhe sowie Uber die Geschossigkeit je Baufeld festgesetzt.

Die damit erreichbare Gesamtgeschossflache bezogen auf das Gesamtgrundstlick (GFZ)
Ubersteigt nicht die Obergrenze nach § 17 BauNVO.

Gemeinbedarf

Baufeld 13

Im Baufeld 13 sind Anlagen zur Kinderbetreuung (Kita, Kiga) zuldssig. (Gemeinbedarf)
Daruber hinaus ist ab dem ersten Obergeschoss die Errichtung eines Schwesternwohn-
heimes bzw. von Appartements flir Angestellte des Klinikums mdglich. Da somit die Wohn-
nutzung als Schwerpunkt Gberwiegt und die geplante Erdgeschossnutzung auch regelma-
Rig im allgemeinen Wohngebiet zulassig ist, erfolgt die Ausweisung als WA.

Baufeld 4

Das Baufeld 4 liegt westlich des Samhofs und wird als Gemeinbedarfsflache — Pflegeein-
richtung ausgewiesen.

Zulassig ist die Errichtung eines Hospizes oder vergleichbarer Einrichtungen als Anlage
fur soziale und gesundheitliche Zwecke, um so die Nutzung der Flache flexibel und zu-
kunftsfahig zu halten und Anderungen im Rahmen der Detailausgestaltung zu ermogli-
chen.

Das Baufeld grenzt auf der Ostseite an den baugebietsinternen Griinzug an und ermdg-
licht eine fulllaufige ErschlieRung von drei Seiten. Dabei ist die ErschlieBung fur den Indi-
vidualverkehr vom verkehrsberuhigten Bereich aus jedoch beschrankt, um hier besonders
Verkehrssicherheitsaspekte zu berlicksichtigen. Somit kann auch unter Beibehaltung der
geplanten stadtebaulichen Struktur eine auf die Nutzung individuell zugeschnittene

Stadtplanungsamt Ingolstadt 8



Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H Planbegrindung

1.4.2

Planung ermoglicht werden, ohne den verkehrsberuhigten Bereich besonders durch Be-
sucherverkehr zu belasten.

Bauliche Ordnung

Bauweise

Offene Bauweise (0)

Im Baufeld 10 bis Baufeld 13 ist fir die Bebauung eine offene Bauweise festgesetzt. In
Verbindung mit relativ groRen Baufenstern ermoglicht dies dem Bauherrn eine flexible
Anordnung ihres Baukérpers auf dem Grundstlick. Damit kann die aktive oder passive
Nutzung von Solarenergie optimiert werden.

Abweichende Bauweise (a)

Im Baufeld 1 bis Baufeld 9 ist eine abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO
festgesetzt. Die versetzt angeordneten Baukdrper kdnnen bei seitlichem Grenzabstand
mit einer Lange von mehr als 50 m errichtet werden, um die stadtebaulich erwiinschten
Zeilenbauten zu gewahrleisten.

Uberbaubare Grundstiicksflichen, Baulinien / Baugrenzen

Die Festlegung der Bauraume erfolgt i.d.R. Uber Baugrenzen. Eine Baulinie ist in den
Baufeldern 1 bis 3 und Baufeldern 5 bis 7 in den mittleren bzw. im Baufeld 8 und 9 in den
sudlichen Bereichen festgesetzt, um aus stadtebaulichen Griinden eine versetzte Anord-
nung der Baukorper sicher zu stellen. Eine Beeintrachtigung des Nachbargrundstiicks ist
dadurch nicht gegeben.

Eine Uberschreitung der festgesetzten Baurdume durch untergeordnete Bauteile, wie
Lichtschachte und Luftungselemente fur Tiefgaragen um bis zu 1,25 m, jedoch maximal
bis zur Grundstlicksgrenze, ist zuldssig, wenn sie nicht als gebautes Volumen sichtbar
werden und bundig mit der Gelandeoberflache abschlielsen. Damit soll die teilweise Be-
lichtung und Belliftung von Raumen im Untergeschoss bzw. von Tiefgaragen ermdglicht
werden, ohne Auswirkungen auf die Baukdrpervolumetrie oder in den &ffentlichen Raum
nach sich zu ziehen.

Wohneinheitenbeschrankung

Um den Forderungen der Denkmalpflege zum sensiblen Umgang mit dem Samhof als
Baudenkmal gerecht zu werden, wurden entsprechende Abstande der Bauraume einge-
halten und die Gebaudekubaturen der direkt nordlich anschlieRenden Wohnbebauung
(Baufeld 10) definiert. Die abhangig von den Wohneinheiten erforderlichen Nebenanlagen
und Stellplatze kénnen auf Grund der Nahe zum Sambhof nicht so flexibel auf dem Grund-
stiick angeordnet werden. Um Konflikten bei der Anordnung im Nahebereich des Denk-
mals vorzubeugen, werden die Wohneinheiten im Baufeld 10 beschrankt und damit die
erforderlichen Nebenanlagen und Stellplatze reduziert.

Im Baufeld 12 sind Einzelhduser als Mehrfamilienhauser mit maximal 6 Wohneinheiten
zulassig. In diesem Bereich, welcher in unmittelbarer Nahe zu der von den Fachstellen
als grunordnerisch und kulturhistorisch bedeutsam eigestuften Wegeverbindung liegt, soll
ein Ubergang zur freien Landschaft und zur KriegstraRe durch eine maximal dreigeschos-
sige Bebauung und eine Beschrankung der zuldssigen Wohneinheiten und damit einer
Reduzierung der erforderlichen Nebenanlagen und Stellplatze begegnet werden.

In allen sonstigen Baufeldern wurden die Wohneinheiten nicht beschrankt, um Spielrdume
fur einen vielfaltigen Wohnungsmix zu ermdglichen und den dringenden Wohnraumbedarf
zu decken.

Dachgestaltung
Um ein einheitliches Erscheinungsbild des Quartiers sicherzustellen, sind in den Baufel-
dern 1 bis 9 sowie im Baufeld 11 bis 13 ausschlie3lich Flachdacher oder flach geneigte
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Dacher mit max. 7 Grad Dachneigung zulassig. Geneigte Dachflachen missen mit einer
Attika versehen werden, hinter der sie nicht sichtbar sind.

Um ungewollte optische Wirkungen von technischen Einrichtungen auf Dachern, wie Auf-
zugsuberfahrten und Liftungsanlagen in die Stralen- und Freirdume zu begrenzen, dir-
fen diese die Wandhéhe um maximal 3 m Uberschreiten und missen um das Maf ihrer
Hohe von der Attika zurtickversetzt werden.

In allen Baufeldern sind Flachdacher sowie flachgeneigte Dacher von Haupt- und Neben-
anlagen sowie von Tiefgaragenabfahrten extensiv zu begrinen. Durch die grof3en zu be-
griinenden Dachflachen soll ein besserer gestalterischer Ubergang zwischen den Baukor-
pern und der Landschaft erreicht werden. Gleichzeitig soll die Dachbegrinung einen Bei-
trag zum Klimaschutz und der biologischen Artenvielfalt (Biodiversitat) leisten. So wirken
diese Flachen als kleine Kaltluftentstehungsgebiete und verhindern eine ibermafige Auf-
heizung der Luft in diesem Bereich (Reduzierung stadtischer Warmeinseln). Daneben
dient die Dachbegrinung der Regenwasserriickhaltung und bietet einen Naturraum fur
Kleinstlebewesen (z.B. Insekten und Végeln). Besonders bei Starkregenereignissen kann
der Oberflachenabfluss von Niederschlagswasser von Dachflachen verzégert werden und
dadurch eine Entlastung des Kanals erfolgen. Dartber hinaus kann die zu planende Si-
ckeranlage bei Gebduden mit abflussverzégernden Grindachern ab einer Aufbaudicke
von 10 cm kleiner dimensioniert werden. Auch eine verringerte Niederschlagswasserge-
bihr kann bei begrinten Dachern in Ansatz gebracht werden und fihrt somit zu einer
dauerhaften Reduzierung der regelmafRigen Gebuhren des Eigentiimers.

Im Baufeld 10 sind fiir die Einzel- und Doppelhauser bei zweigeschossiger Bauweise aus-
schlieBlich Sattel- und Walmdacher bis 42° Dachneigung zulassig. Die zuldssige First-
héhe liegt unterhalb der Firsthdhe des Wohnhauses im Samhof. Damit ordnet sich die in
unmittelbarer Nachbarschaft des denkmalgeschitzten Samhofs liegende Bebauung die-
sem in Bezug auf die Hohenentwicklung unter.

Abstandsflachen

Bei Ausnutzung der im Plan festgesetzten Baurdaume und Wandhdhen ergeben sich mit-
unter geringere Abstandsflachen, als nach Artikel 6 BayBO bzw. der Abstandsflachensat-
zung der Stadt Ingolstadt zuldssig waren. Bei der Festlegung der Bauradume wurde ein
Mindestabstand von 3,0 m eingehalten. Die Anforderungen an gesundes Wohnen, aus-
reichende Belichtung und Bellftung werden nicht beeintrachtigt. Die Brandschutzvor-
schriften sind in Abhangigkeit der jeweiligen Nutzung einzuhalten.

Einfriedungen

Einfriedungen an offentlichen Strallen und Wegen, an o&ffentlichen Grunflachen und zur
freien Landschaft sind in Form von Schnitthecken mit transparenten sockellosen Metall-
zaunen bis zu einer Héhe von 1,50 m zulassig. Zwischen privaten Grundstiicken kann im
Bereich von Terrassen die Einfriedung als Sichtschutz in geschlossener Form auf maximal
5,00 m Lange bis zu einer H6he von 2,00 m errichtet werden. Hierdurch wird das einheit-
liche Erscheinungsbild der Wohnfelder griinordnerisch unterstrichen und gleichzeitig dem
Bedurfnis der Bewohner nach Privatheit nachgekommen.

Im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden werden die ErschlieBungsstra-
Ren auf das verkehrlich notwendige Maf} beschrankt. Um die Entstehung von eingemau-
erten schmalen Wohnstraf3en (Schluchtwirkung) vor allem im verkehrsberuhigten Bereich
zu vermeiden und Sichtbeziehungen zu ermdglichen, wird die Einfriedung in transparenter
Ausbildung mit einer Héhe von maximal 1,50 m zu &ffentlichen Flachen festgesetzt. Ein-
friedungen ohne durchgehenden Sockel erméglichen den ungehinderten Durchschlupf
von Kleintieren (z.B. Igel). Dadurch werden die Lebensrdume nicht zerschnitten und Aus-
tauschbeziehungen zwischen freier Landschaft und Gartenbereichen ermdglicht. Die
Durchlassigkeit soll damit sichergestellt werden.

Die Festsetzung von sockellosen Zaunen wird als Vermeidungsmalnahme angerechnet.
Dadurch kann der Ausgleichsflachenbedarf fir das gesamte Baugebiet reduziert werden
(siehe Abschnitt ,1.10 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung®).
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Stellplatze, Garagen, Nebenanlagen, Grundstiickszufahrten

Im Allgemeinen Wohngebiet sowie in der Gemeinbedarfsflache sind Garagen, Stellplatze

und Nebenanlagen auf dem gesamten Grundstlick grundsatzlich zulassig. Hiervon sind

nachfolgend beschriebene Bereiche ausgenommen:

1. Ein 1,50 m breiter Grundstiicksstreifen entlang der o&ffentlichen Verkehrsflache:
Der Mindestabstand von 1,50 m zur StralRenhinterkante soll gewahrleisten, dass Uber-
lange Fahrzeuge nicht in den StralRenraum hineinragen und zu Behinderungen fur Ful3-
ganger und Radfahrer fihren. Durch diesen Abstand ist auch bei Garagen mit nach
vorn schwenkbaren Toren gewahrleistet, dass Fuldiganger oder Radfahrer nicht gefahr-
det werden oder diese Art von Toren wegen einer mdglichen Beeintrachtigung ausge-
schlossen werden mussen.

Mit dem auf 1,50 m festgesetzten Bereich, der von baulichen Anlagen freizuhalten ist,
wird der Offentliche StralRenraum aufgewertet und erhalt eine gewisse Groldzugigkeit.

2. Ein 3,00 m breiter Grundstlcksstreifen entlang der Grenzen zur freien Landschaft:
Der 3,00 m breite, freizuhaltende Grundstlicksstreifen an den Grenzen zur freien Land-
schaft begrindet sich damit, dass der Ortsrand nicht durch bauliche Anlagen gestort
und Konflikte zwischen baulichen Anlagen und den angrenzenden Grun- bzw. Aus-
gleichsflachen vermieden werden sollen.

Gefangene Stellplatze sind bei einem Stellplatznachweis von 2:1 (2 Stellplatze pro 1

Wohneinheit) im Baufeld 10 und 12 grundsatzlich zuldssig, wenn sie einen Abstand von

1,50 m zur stralBenseitigen Grundstucksgrenze einhalten und direkt von der Stral’e an-

fahrbar sind. Die Anordnung hinter der Garage ist nicht zuldssig.

Die Festsetzung zur Anordnung gefangener Stellplatze, welche direkt von der Stralle an-

fahrbar sein missen, hat sich auf Grund negativer Beispiele als notwendig herausgestellit.

Die Genehmigung gefangener Stellplatze stellt eine Hilfe fur Bauherren zur méglichst op-

timalen Nutzung ihrer meist immer kleiner werdenden Grundstiicke dar. Diese Vereinfa-

chung muss jedoch praktikabel sein und einer realistischen Nutzung entsprechen. Eine

Verlagerung der privaten Stellplatze in den 6ffentlichen Raum durch nicht nutzbare gefan-

gene Stellplatze geht sonst zu Lasten der Allgemeinheit und erhdht den Parkdruck im

offentlichen Strallenraum. Eine Anordnung hinter der Garage wirde zusatzlich moéglich-

erweise den geschitzten Freibereich der Nachbarn verletzen.

Auf die Besonderheiten im Nahebereich des Denkmals ist besonders im Baufeld 10 zu

achten. Bei allen Malnahmen im Nahebereich des Denkmals ist das Landesamt fir Denk-

malpflege zu beteiligen.

Die Anzahl der notwendigen Stellplatze ist nach der Stellplatzsatzung der Stadt Ingolstadt

in der jeweils geltenden Fassung zum Zeitpunkt des Bauantrages nachzuweisen. Dies gilt

ebenso fur die Anzahl und Anordnung von Fahrradabstellplatzen.

Aufgrund der Stralden- und Spartenplanung sind im grafischen Teil des Bebauungsplanes

die Zufahrten fir die einzelnen Baugrundstlicke festgesetzt. Die Errichtung von Ein- und

Ausfahrten an anderer, nicht festgesetzter Stelle kann in Absprache und mit Zustimmung

des Stadtplanungsamtes ausnahmsweise zugelassen werden, sofern die MalRnahme

nicht zu einer Reduzierung der Stellplatze im &ffentlichen Stralenraum fihrt. MaRgebend
hierfir ist, dass die dem Planungsziel zugrunde liegende Gestaltung des 6ffentlichen Rau-
mes nicht beeintrachtigt wird. Die Umbaukosten fur die Verlegung der Zufahrten im 6ffent-
lichen Bereich hat der Veranlasser, in dessen Interesse die Verlegung erfolgt, zu tragen.

Auffillungen und Abgrabungen

Auffullungen sind im Bereich der Baugrundstlicke maximal bis zur Hohe der jeweiligen
Stralienhinterkanten zulassig. Niveauunterschiede zwischen benachbarten Grundstiicken
sowohl innerhalb des Bebauungsplanumgriffs als auch zu den angrenzenden Flachen au-
Rerhalb des Geltungsbereiches sind nicht durch Stutzmauern abzufangen, sondern auf
dem eigenen Grundstlck auszugleichen und zu verziehen, um eine Beeintrachtigung der
Nachbargrundstiicke zu vermeiden.

Abgrabungen sind im Bereich der Baugrundstiicke ausgeschlossen. Damit sollen insbe-
sondere grof¥flachige Abgrabungen, die das Erscheinungsbild der Baugrundstlicke bzw.
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des Baugebietes beeintrachtigen, vermieden werden. Ebenso dient die Festsetzung zum
Schutz vor Wassereintritten bei Starkregenereignissen.

Sollten im Einzelfall Auffillungen Uber das festgesetzte Mal, Stitzmauern und Abgrabun-
gen unumganglich sein, so ist die Gré3e und Gestaltung mit der Genehmigungsbehdrde
abzustimmen, um eine einheitliche Struktur zu erreichen und ein vertragliches Nebenei-
nander zu sichern.

1.5 ErschlieBung

1.5.1 StraBen und Wege
Das Baugebiet ist an zwei Stellen an die Krumenauerstralle angeschlossen. Davon liegt
ein Anschluss zentral unmittelbar sidlich des Samhofs und bildet zusammen mit der Kru-
menauer- und der Effnerstralle einen vierarmigen Knotenpunkt. Ein weiterer Anschluss
befindet sich zwischen dem Klinikum und dem Norden des Gebietes in Form eines beste-
henden Flurwegs der im Bereich des Bebauungsplanes ausgebaut wird und im Falle einer
Erweiterung des Klinikums weiter nach Westen fortgefiihrt werden kann. In diesem Be-
reich kénnen im Straflenraum aufgrund der geplanten Breite Langsparker angeordnet
werden. Eine Detailausplanung zur Anordnung dieser Stellplatze erfolgt im Zuge der Aus-
bauplanung. Die Kita auf dem Gelande des Klinikums ist weiterhin Uber die bereits vor-
handene Zufahrt erreichbar.
Innerhalb des Baugebietes sind die Baufelder bligelférmig durch eine Sammelstrale vom
Anschluss im Bereich Effnerstral’e nach Norden und durch einen verkehrsberuhigten Be-
reich nordlich des Samhofs erschlossen.
Die vorhandene Breite der Krumenauerstrale ermdglicht ein Langsparken, welches auf
der Ostseite verkehrsrechtlich geregelt werden soll. Auf der Westseite wird entlang der
StralRe sudlich der Bushaltestelle ein neuer Parkstreifen angeordnet.
Der bisher auf der Krumenauerstrale gefiihrte Radweg wird tber die komplette Lange
des Baugebietes als baulich getrennter Radweg gefuhrt.
Im StralRenraum sowie im Bereich der Park- und Grunstreifen werden ca. 110 neue 6f-
fentliche Stellplatze nachgewiesen. Der ruhende Verkehr der Bewohner ist entsprechend
der Stellplatzsatzung auf den Privatgrundstiicken unterzubringen.

1.5.2 Offentlicher Nahverkehr/Infrastruktur
Der Planbereich wird an der Haltestelle ,Effnerstrale“ mit den Linien 50 (Halbstunden-
takt), 60 (Viertelstundentakt) und S4 (Schichtzeiten) angefahren. Dartber hinaus wird der
Bereich durch die Nachtbuslinie N1 versorgt. Die Linien 58,65 und 70 sind in ca. 300 m
Luftlinie am Klinikum erreichbar. Das Baugebiet ist somit ausreichend an den 6ffentlichen
Personennahverkehr angebunden.
Im Umkreis von 800 bis 1000 m befinden sich mehrere Schulen und Kinderbetreuungs-
einrichtungen sowie im Bereich der Stinnesstralde in ca. 1,8 km Luftlinie Entfernung die
private Swiss-International-School und verschiedene Kindertageseinrichtungen privater
und offentlicher Trager.
Die nachstgelegenen Einkaufsmoglichkeiten befinden sich im norddstlichen Anschluss an
der Levelingstralle, siddstlich an der Gerolfinger Stral’e sowie ca. 1 km Luftlinie entfernt
im Nordosten (Westpark).

1.5.3 Ver-und Entsorgung
Die Ver- und Entsorgung (Wasser, Strom, Telekommunikation und Abwasser) ist durch
neu zu schaffende Leitungen und den Anschluss an das bestehende Netz sichergestellt.
Eine ausreichende Léschwasserversorgung wird durch die Mdglichkeit zur Errichtung von
Uberflur- und Unterflurhydranten auf éffentlichen sowie privaten Flachen sichergestellt.
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1.6

Energieversorgung

Fir eine umweltfreundliche Warmeversorgung besteht die Moglichkeit zur aktiven (z.B.
thermische Solaranlagen) und passiven (z.B. Wintergarten) Solarenergienutzung.

Flr das Baugebiet ist ein Trafostandort zur Stromversorgung nach MalRRgabe der Stadt-
werke im Bebauungsplan festgesetzt. Ein weiterer Standort wird fir den Bedarf von Strom-
ladesaulen in dem Baugebiet vorsorglich eingeplant.

Zur Versorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen wird ein Standort fur Versor-
gungseinrichtungen zentral eingeplant.

Abwasserbeseitigung

Das geplante Baugebiet wurde 2012 bei der Generalentwasserungsplanung der Stadt In-
golstadt berlcksichtigt. Die Ableitung des Schmutzwassers erfolgt tGber neu zu errich-
tende Kanale mit Anschluss an die bereits vorhandene Mischwasserkanalisation in der
Krumenauerstralle.

Entwasserung

Niederschlagswasserbeseitigung/Versickerung

Das anfallende Niederschlagswasser aus o6ffentlichen und privaten Flachen ist, soweit
mdglich, im Plangebiet zu versickern. Um im sudlichen Bereich eine Niederschlagswas-
serbeseitigung durch Versickerung zu ermdglichen, ist eine Gelandeanhebung um ca. 1,5
bis 2,0 m auf eine Hohe von ca. 374 m U.N.N. erforderlich. Die genauen Héhen werden
im Zuge der Kanal- und StraRenplanung ermittelt. Aufgrund der heterogenen Untergrund-
verhaltnisse mit gut durchlassigen, durchlassigen und gering durchlassigen Bodenschich-
ten ist zur Festlegung der Versickerungsart (Schachtversickerung, Rigole, breitflachig)
stets eine grundstlicksbezogene Einzelfallbetrachtung erforderlich.

Eine Versiegelung der Gelandeoberflache ist aus 6kologischen Grinden soweit wie mog-
lich zu vermeiden. Wo immer es mdglich ist, sind wasserdurchlassige Bodenbelage zu
verwenden. Anfallendes Niederschlagswasser aus privaten Flachen ist entsprechend den
allgemein anerkannten Regeln der Technik grundsatzlich auf den Grundsticken breitfla-
chig Uber belebte Bodenzonen zu versickern oder anderweitig zu nutzen. Einer linienfor-
migen (Rigolen) oder punktférmigen Versickerung (Sickerschacht) kann nur dann zuge-
stimmt werden, wenn der Nachweis gefuhrt wird, dass eine flachige Versickerung nicht
moglich ist.

Eine Versickerung von Regenwasser Uber belastete Béden und belastete Auffillungen ist
nicht zulassig.

Grundséatzlich sind alle Versickerungsanlagen, bei Planung, Bau und Betrieb, nach dem
Regelwerk der DWA, Merkblatt M 153 und Arbeitsblatt A 138, in der jeweils gultigen Fas-
sung, zu bemessen. Im Weiteren sind ggf. noch die ATV-Arbeitsblatter A117 und A118 zu
berucksichtigen.

Zur erlaubnisfreien und schadlosen Versickerung von gesammeltem Niederschlagswas-
ser wird auf die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV vom 01.01.2000
mit Anderung vom 01.10.2008, sowie auf die aktuellen technischen Regeln (TRENGW)
zur schadlosen Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
in der Fassung vom 30.01.2009, verwiesen.

Weitere Einzelheiten zur Versickerungsfahigkeit sind dem Baugrundgutachten der Firma
Kargl vom 03.5.2016 zu entnehmen.

Der Uberflutungsschutz bei Starkregenereignissen ist bei der baulichen Nutzung zu be-
achten. Von Seiten der Ingolstaddter Kommunalbetriebe wird empfohlen, den hdéchsten
Punkt moglicher Tiefgaragenzufahrten auf Privatgrund mindestens 12 cm Uber dem Stra-
Renniveau anzuordnen.
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1.7

Zur Uberflutungsvorsorge wurden soweit mdglich die Lage der ErschlieRungsstralen so-
wie die Anordnung der Gebaude entsprechend gewahlt. Die in Nord-Sid-Richtung ver-
laufenden 6ffentlichen Griinflachen bieten die Mdglichkeit, Oberflachenwasser aus 6ffent-
lichen Flachen aufzunehmen bzw. nach Siden in die anschlieenden Grunflachen abzu-
leiten.

Sollte durch die Stralkendetailplanung im Bereich Baufeld 12 kein ausreichender Schutz
realisierbar sein, so kénnen Auffillungen zwischen stralRenseitiger Grundstlcksgrenze
und Gebaude bis zu 20 cm Uber dem Bezugspunkt (mittlere Stralienhinterkante) zugelas-
sen werden. Dies soll verhindern, dass bei Starkregenereignissen Oberflachenwasser von
offentlichen Flachen in diesem Bereich auf Privatgrundsticke fliel3t.

Grundwasserverhaltnisse /Bemessungswasserstand

Die mittleren langjahrigen Grundwasserstande liegen fur den sudlichen Teil des Plange-
biets bei ca. 370,80 m U.N.N.; fir den ndrdlichen Teil steigen die Grundwasserstande bis
auf ca. 373,00 m U.N.N. an. Die Grundwasserflurabstande liegen entsprechend bei ca.
1,20 m im sidlichen und ca. 4,50 - 5,00 m im noérdlichen Plangebiet.

Bei ca. 10-jahrigen Grundwasserhdchststanden verringern sich die Grundwasserflurab-
stande um ca. 0,5 m auf Flurabstande von bis zu ca. 1,0 m im sudlichen und bis ca. 4,0
m im nérdlichen Teil und damit auf eine Héhenkote von ca. 371,00 m U.N.N. (im Suden)
bis ca. 373,50 m U.N.N. (im Norden).

Die Bemessungswasserstande sind grundstiicksbezogen vom Bauherren bei den Ingol-
stadter Kommunalbehdrden einzuholen.

Immissionsschutz

Nordwestlich des geplanten Baugebiets befindet sich in ca. 390 m Entfernung ein dem
Klinikum zugehdriger Hubschrauberlandeplatz. Der Einwirkungsbereich der sudlichen
Einflugschneise berlhrt in Teilbereichen die geplante Bebauung. In einem vom Biro IBN
erstellten Gutachten vom 14.11.2016 wurden die auf das Plangebiet einwirkenden Schal-
limmissionen, ausgehend vom durch die Starts und Landungen verursachten Fluglarm,
wiedergegeben und beurteilt. Die Erkenntnisse aus diesem Gutachten wurden gemein-
sam mit dem Umweltamt und der Regierung von Oberbayern (Luftamt Sid) besprochen.
Unter Bertcksichtigung der im Rahmen dieser Besprechung vorgeschlagenen Beurtei-
lungskriterien hat das Biro IBN mit Gutachten vom 30.05.2017 die Schallsituation einer
neuen Bewertung unterzogen. Bisherige Beurteilungen stellten auf eine Einhaltung der
schalltechnischen Orientierungswerte nach DIN 18005 Teil 1 und der Spitzenpegel nach
TA Larm ab. Die Anwendung der TA Larm héatte das Vorhaben wegen der zur Nachtzeit
maximal mdglichen Spitzenpegel von 65 dB)A) und der tatsachlich auftretenden Uberflug-
pegel von bis zu 85 dB(A) zum Scheitern gebracht. Die von der Regierung von Oberbay-
ern (Luftamt Sid) vorgeschlagene Uberpriifung der Mittelungspegel nach den Kriterien
der DIN 18005 und der Spitzenpegel nach dem Fluglarmschutzgesetz ermdglicht es, die
gesamte Flache als Allgemeines Wohngebiet auszuweisen. Lediglich der westliche Um-
griff ist zur Nachtzeit Mittelungspegeln ausgesetzt, die tUber den schalltechnischen Orien-
tierungswerten der DIN 18005 liegen. Die vom Bayerischen Staatsministerium fur Bau und
Verkehr herausgegebene Publikation ,Larmschutz in der Bauleitplanung® vom 27.07.2014
eroffnet unter gewissen Bedingungen die Moglichkeit, als Obergrenzen die Immissions-
grenzwerte der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verkehrslarmschutzverordnung) heranzuziehen. Zu diesen Bedingungen gehort bei-
spielsweise die hier zutreffende Unmaoglichkeit, aktiven Schallschutz zu realisieren.

Eine Festsetzung bezlglich des baulichen Schallschutzes ist unter Punkt 1.13 im Bebau-
ungsplan enthalten.
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1.8

1.9.

1.9.1

1.9.2

Altlasten und Kampfmittel

Im Umgriff des Planungsbereiches sind nach derzeitiger Aktenlage und nach den Infor-
mationen aus dem Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinformationssystem (ABuDIS)
keine Altlastenverdachtsflachen, Altablagerungen bzw. schadlichen Bodenveranderun-
gen bekannt. Es ist jedoch grundsatzlich nicht auszuschlieen, dass im Zuge von Bau-
malnahmen im Geltungsbereich Altlastenverdachtsflachen oder sonstige schadliche Bo-
denverunreinigungen aufgedeckt werden. Sollte sich dies bestatigen, sind das Umweltamt
und das Wasserwirtschaftsamt umgehend zu informieren.

Darauf wird im Bebauungsplan unter Punkt I11.8. hingewiesen.

Im Umgriff des Bebauungsplanes ist nach Luftbildauswertung durch das Umweltamt mit
Kampfmittelfunden zu rechnen. Eine Kampfmittelfreimachung vor Beginn der Baumal}-
nahmen ist aus Sicht des Fachamtes erforderlich.

Sollte eine vollstandige Kampfmittelfreiheit vor Baubeginn gutachterlich nicht bestatigt
werden konnen, so sind betroffene Flachen wahrend der Erdarbeiten durch eine fachtech-
nische Baubegleitung zu betreuen.

Auswirkungen der Planung

Bodenordnende MaBRnahmen
Zur Realisierung des Bebauungs- und Grinordnungsplanes ist ein offentlich rechtliches
Umlegungsverfahren geman §§ 45 ff BauGB erforderlich.

Baudenkmaler und Bodendenkmaler

Im Planungsbereich befindet sich folgendes Baudenkmal: D1-61-000-540: Gutshof,
Wohnhaus (Nr. 1), zweigeschossig mit Walmdach, um 1800 erbaut, nach Mitte des 20.
Jh. aulerlich stark vereinfacht; neues Wohnhaus (Nr. 2), zweigeschossig mit Krippel-
walmdach, 1919 erbaut, modernisiert; dreifliigelige Okonomiegebaude, 19. Und 20. Jh.,
westlich von Nr. 1 Satteldachbau mit preullischem Kappengewdlbe, ehem. Pferde- und
Schweinestall und anschlielend Getreidelager, quer dazu Kuhstall, Satteldachbau mit
funfjochigem béhmischem Kappengewodlbe auf Natursteinsaulen, in Hofmitte Getreidela-
ger, Satteldachbau mit weitem Dachuberstand, westlich von Nr. 2 Scheune und Getreide-
lager, Satteldachbau mit Durchfahrt.

Fur jede Art von Veranderungen an Baudenkmalern und in ihrem Nahebereich gelten die
Bestimmungen der Art. 4 bis 6 DSchG. Das Bayer. Landesamtes fir Denkmalpflege ist
bei allen Planungs-, Anzeige- und Zustimmungs- sowie Erlaubnisverfahren nach
Art. 6 DSchG und bei allen baurechtlichen Genehmigungsverfahren, von denen Baudenk-
maker/Ensembles unmittelbar oder in ihrem Nahebereich betroffen sind, zu beteiligen.
Dies wurde entsprechend im Bebauungsplan unter 1.14 festgesetzt.

Im Planungsbereich befinden sich folgende Bodendenkmaler:

- D-1-7234-0052: Stral’e der romischen Kaiserzeit

- D-1-7234-0044: Siedlung vermutlich der Bronze- und Eisenzeit sowie der rémischen Kai-
serzeit

Das Plangebiet Uberlagert im Norden und Westen erhebliche Teilflachen dieser Boden-
denkmaler, von welchen sich die Siedlung noch deutlich weiter ins Plangebiet hineiner-
strecken kdnnte. Zudem muss aufgrund der Rémerstralle mit weiteren bislang unbekann-
ten Bodendenkmalern (Nebenanlagen, Siedlungen und Grabern) insbesondere des romi-
schen Zeithorizontes gerechnet werden.
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Im Bereich von Bodendenkmalern sowie in Bereichen, in denen Bodendenkmaler zu ver-
muten sind, bedlrfen gemaf Art. 7 Abs.1 DSchG Bodeneingriffe aller Art einer denkmal-
rechtlichen Erlaubnis. Diese ist rechtzeitig vor ErschlieBungs- bzw. Baubeginn bei der Un-
teren Denkmalschutzbehoérde zu beantragen.

Der Abtrag des Oberbodens darf nur unter qualifizierter archaologischer Aufsicht erfolgen,
weitere Mallnahmen werden im Rahmen der denkmalpflegerischen Erlaubnis festgelegt.
Dies ist unter Punkt I.14 im Bebauungsplan festgesetzt.

Die vorhandenen Bodendenkmaler wurden gemaf} § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den
Bebauungsplan ibernommen.

Auf dem fiir die CEF-MalRnahme 1 vorgesehenen Grundstlick befinden sich im sldlichen
Teil bekannte Bodendenkmaler. Da bei den geplanten MalRnahmen jedoch keine Boden-
eingriffe erfolgen, die Uber die bisher zulassige landwirtschaftliche Nutzung hinaus gehen,
ist eine Beeintrachtigung der vorhandenen Bodendenkmaler nicht erkennbar.

1.9.3 Artenschutz und Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

1.9.3.1 Artenschutz
Im Plangebiet befinden sich keine biotopkartierten Flachen, jedoch als Brut-, Lebens- und
Nahrungsraum fir Kleinsauger und Vogel relevante Strukturen. Das Areal wurde deshalb
durch einen Sachverstandigen betrachtet und eine spezielle artenschutzrechtliche Pru-
fung durchgeflihrt.

Gemal der vom Bayerischen Staatsministerium fur Umwelt herausgegebenen Verfah-

renshinweise zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) ist nach MalRgabe von

§ 44 Abs. 5 BNatSchG fir folgende Artengruppen zu betrachten, ob diese vom Planvor-

haben betroffen sind:

1) Tier- und Pflanzenarten nach den Anhangen IVa und IVb der Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL)

2) Samtliche wildlebenden Europaischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtli-
nie (VS-RL)

3) Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgefuhrt sind.
D.h. Arten, die in ihrem Bestand geféhrdet sind und fur die Deutschland in hohem Mal3e
verantwortlich ist (sog. ,Verantwortungsarten®). (Die Regelung bzgl. dieser Arten ist
derzeit noch nicht anwendbar, da der Bund die Arten im Rahmen einer Neufassung der
Bundesartenschutzverordnung erst noch bestimmen muss. Wann diese vorgelegt wird,
ist derzeit nicht bekannt.)

Die vom Biro Jungwirth durchgeflihrte saP ergab fir den Bebauungsplanumgriff zwei re-

levante Beeintrachtigungen der Bestandsarten durch die Planung. Die zur Kompensation

dieser Beeintrachtigungen durchzufihrenden CEF-Malinahmen sind als Festsetzungen

in den Bebauungsplan ibernommen worden.

1. Auf den landwirtschaftlich genutzten Flachen im Plangebiet wurden Vogelartenarten
nachgewiesen, die dem Schutzstatus gemal § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3i.V.m. Abs. 5 Satz
1, 3 und 5 BNatSchG unterliegen. Von der Planung betroffen sind zum einen Mause-
bussard (Buteo buteo) und der Turmfalke (Falco tinnunculus), die auf diesen Flachen
als Nahrungsgaste vorkommen. Der Erhaltungszustand der lokalen Population dieser
beiden Arten wird durch das Vorhaben allerdings nicht verschlechtert, weshalb keine
Verbotstatbestadnde zu erwarten sind und auch keine Ausgleichsmalinahmen erforder-
lich werden.
Zum anderen jedoch wurde innerhalb des Umgriffs ein Vorkommen der Feldlerche
(Alauda arvensis) kartiert, die als Bodenbriter auf geschutzte, aber offene Boden-
standorte angewiesen ist und deshalb besonders von der geplanten Bebauung betrof-
fen sein wird. GemaR der Roten Liste flr Deutschland wird der Erhaltungszustand die-
ser Art in Bayern als schlecht und der innerhalb des Stadtgebiets Ingolstadt durch den
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stetigen lokalen Populationsriickgang, der durch den andauernden massiven Flachen-
verbrauch hervorgerufen wird, als mittel bis schlecht eingestuft. Bei Durchflihrung des
Planvorhabens besteht der Tatbestand des Schadigungsverbots von Lebensstatten,
genauer, des grof¥flachigen Lebensraumverlusts durch Wohnbebauung. Soweit im
weiteren Verfahren fir diesen Lebensraumverlust der Feldlerche eine Vermeidungs-
maflnahme auf Grundlage eines definierten Kompensationskonzepts durchgefuhrt
wird, kann gemal § 45 Abs. 7 Satz 2 BNatSchG von den Verboten § 44 BNatSchG
eine Ausnahme zugelassen werden. Grundvoraussetzung ist dabei, dass der Erhal-
tungszustand der Feldlerchenpopulation im Stadtgebiet Ingolstadt gewahrt wird.

Als vorgezogene Ausgleichsmalinahme, zum Erhalt der kontinuierlichen dkologischen
Funktionalitat der Fortpflanzungs- und Ruhestétte, flr die besonders geschitzte Vo-
gelart Feldlerche (Alauda arvensis) werden im rdumlichen Zusammenhang zum Ein-
griffsvorhaben fachlich geeignete Flachen fur die Art als Habitat aufgewertet (z. B. An-
lage von Ackerbrachen, Blihstreifen, Lerchenfenster, 0.4.).

Um den raumlichen Zusammenhang zu wahren hat die Entfernung der Ma3nahmen-
flache nicht mehr als 2 bis maximal 5 km zu betragen. Der MalRnahmenumfang und die
FlachengrofRe ist abhdngig vom MalRnahmentyp. Zudem muss die Flache einen aus-
reichenden Abstand zu potentiellen Stér- und Gefahrenquellen aufweisen und muss
ausreichendes Besiedelungs- und Aufwertungspotential aufweisen. Der Beginn der Er-
schliefungsmallnahmen hat auRerhalb der Brutzeit (1. Marz bis 31. Juli) stattzufinden.
Fir den artenschutzrechtlichen Ausgleich ist das Flurstiick 117 (Gemarkung: Mihlhau-
sen) vorgesehen. Hier sind geeignete MalRnahmen, in Absprache mit der Unteren Na-
turschutzbehoérde, anzulegen und bei Verpachtung vertraglich zu sichern. Das Flur-
stuck befindet sich im Eigentum der Stadt Ingolstadt.

2. Durch die Bebauung ist mit dem Verlust der nordlichen Gehdlzstruktur zu rechnen,
wodurch diese in ihrer Funktion als Brut-, Lebens- und Nahrungsraum verloren geht.
Vor allem die Stérung des Brutgeschafts der dort vorkommenden Vogelarten stellt ei-
nen Eingriff in die kontinuierliche dkologische Funktionalitat (CEF) des Plangebiets dar
und macht zur Vermeidung von Beeintrachtigungen der lokalen Populationen als Ver-
meidungsmalnahme die Schaffung eines Ersatzlebensraums notwendig. Die spatere
Eingrinung des neuen Wohngebiets kann den Verlust der Feldhecke in der offenen
Feldflur nicht ersetzen.

Zur Vermeidung wird entsprechend die AusgleichsmaRnahme CEF 2 i.S.v. § 44 Abs.
5 Satz 3 BNatSchG festgesetzt:

Der Lebensraumverlust durch die im Norden zu rodende Heckenstruktur ist vor dem
Beginn der Baumallinahme im naheren Umfeld des Plangebiets auszugleichen. Der
erforderliche Umfang flr den Ausgleich wird auf Grundlage der ,Eingriffsregelung in
der Bauleitplanung“ des Bayerischen Staatsministeriums flir Landesentwicklung und
Umweltfragen ermittelt.

Der Ausgleich wird gemafy Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehdrde direkt in-
nerhalb des Baugebiets geschaffen. Daflr werden auf der stdlich gelegenen Aus-
gleichsflache entlang der Rander im Ubergang zur freien Landschaft freiwachsende
Heckenpflanzungen mit fruchtbildenden, autochthonen Gehdlzen angelegt, die den
verloren gehenden Brut-, Lebens- und Nahrungsraum fir Kleinsauger und Vdgel kinf-
tig langfristig ersetzen sollen. Gleichzeitig dienen diese Pflanzungen der Eingriinung
des Baugebiets. Der Pflanztermin ist vor Beginn der Hecken-Rodung kurzfristig in der
nachst moglichen Pflanzperiode anzusetzen. Hierfur ist zunéchst das Gelande in die-
sem Planbereich bis zu diesem Zeitpunkt auf geplante Endhéhe des Baugebiets anzu-
fullen.

Die festgesetzten CEF-Malinahmen sind gemafd BNatSchG als MalRnahmen zur Siche-

rung der kontinuierlichen 6kologischen Funktionalitat (vorgezogene Ausgleichsmalinah-
men im Sinn von § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG) vor Baubeginn umzusetzen.
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Weitere saP-relevante Tierarten wurden nicht im Planungsgebiet nachgewiesen. Dennoch
wurde darauf hingewiesen, dass neben den saP-relevanten auch alle Gbrigen im Umgriff
lebenden Tier- und Pflanzenarten von der kinftigen Mehrung der Larm- und Staubemis-
sionen sowie der zusatzlichen Lichtverschmutzung durch Beleuchtung innerhalb des Bau-
gebiets betroffen sein werden. Im Ergebnis werden entsprechend folgende weitere Ver-
meidungsmaflnahmen als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen:
1.Samtliche StralRenleuchten sind mit Leuchtmitteln auszustatten, die ein fur nachtaktive
Insekten nicht attraktives Lichtspektrum ausstrahlen.

2.Wahrend der Bautatigkeiten sind die im Geltungsbereich bestehenden Gehdlze fachge-
recht durch einen Bauzaun zu sichern.

Fir die Wirksamkeit der CEF-MalRnahme 1 ist eine Herstellungskontrolle, Funktionskon-
trolle und Zielerreichungskontrolle durchzufihren, um den Ausgleich der verlorengegan-
genen Fortpflanzungs- und Ruhestatten in Umfang und Qualitat nachzuweisen.

Die Wirksamkeit der CEF-Malinahme 2 ist in regelmaRigen Abstanden durch einen Fach-
gutachter prifen zu lassen. Die Ergebnisse sind der unteren Naturschutzbehdrde der
Stadt Ingolstadt vorzulegen. Bei Unwirksamkeit sind die MaRnahmen in Abstimmung mit
der unteren Naturschutzbehorde anzupassen.

1.9.3.2 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
Der Schutz von Tieren und Pflanzen als Bestandteile des Naturhaushaltes in ihrer natur-
lichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt kann auf der Grundlage des Fachbeitra-
ges zur Eingriffsregelung durch zahlreiche Festsetzungen zur Vermeidung, Verringerung
und Ausgleich, der mit dem Bebauungsplan und seiner Realisierung verbundenen Um-
weltauswirkungen gem. § 1 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 15 Abs.1 und 2 BNatSchG erfolgen.
Die Berechnung des Ausgleichsflachenbedarfs ist im Umweltbericht ausfihrlich darge-
stellt. Bereits versiegelte Flachen im Plangebiet wurden von der Berechnung des Aus-
gleichsflachenbedarfs ausgenommen.

Es handelt sich um eine SammelausgleichsmaRnahme — in den Bauflachen enthalten
sind auch die Verkehrsflachen, die rund 23 Prozent ausmachen. Daher sind 11.979 m?
der Ausgleichsflachen den Wohnbauflachen und 3.578 m? den Verkehrsflachen zuzu-
ordnen.

Es werden 15.557 m? an Ausgleichsflachen bendtigt. Davon kénnen anteilig (3.765 m?)
direkt im Planungsumgriff auf Teilflachen des Grundstiicks mit der FI.Nr. 3123/3, Gem.
8055 Gerolfing, ausgewiesen werden. Innerhalb der Ausgleichsflache ist entsprechend
CEF 2 die zu entfernende Heckenstruktur von Flurnummer 3127/2, Gem. Gerolfing, vor
Baubeginn 1:1 zu ersetzen. Auf 1293 m? ist eine standortgerechte mesophile Gehdlz-
struktur anzulegen. Zu verwenden sind heimische Strauch- und Baumarten Il. oder lIl.
Ordnung, die als Nist- und Nahrgeholze dienen.

Der ubrige Anteil an auszuweisenden Ausgleichsflachen von 11.792 m? wird auRerhalb

des Geltungsbereiches auf folgenden Flachen bereitgestellt:

e FI.-Nr. 2753, Gem. 8055 - Gerolfing; Flursticksgréfe: 3.560 m?; anrechenbar:
1.671 m?; derzeitige Nutzung: Ackerland; Gestaltungsziel: Anlage einer extensiven
Wiese aus autochthonem Saatgut.

o FI.-Nr. 3407, Gem. 8055 - Gerolfing; FlurstiicksgroRe: 3.237 m?; anrechenbar: 3.237
m?; derzeitige Nutzung: Ackerland; Gestaltungsziel: Anlage einer extensiven Wiese
aus autochthonem Saatgut, mesophiles Gebulsch.

e FI.-Nr. 6370, Gem. 8056 - Ingolstadt; Flurstiicksgréfe: 1.700 m?; anrechenbar: 1.700
m?; derzeitige Nutzung: Ackerland/Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer Magerwiese
aus autochthonem Saatgut, mesophiles Gebulsch.
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e FIL-Nr. 6371, Gem. 8056 - Ingolstadt; FlursticksgrofRe: 1.700 m?; anrechenbar:
1.700 m?, derzeitige Nutzung: Ackerland/Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer Ma-
gerwiese aus autochthonem Saatgut, mesophiles Gebusch.

e FlL-Nr. 6496, Gem. 8056 - Ingolstadt; FlurstiicksgrofRe: 1.729 m?; anrechenbar:
1.729 m?; derzeitige Nutzung: Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer Magerwiese aus
autochthonem Saatgut mit Rohbodenstandorten, mesophiles Gebuisch.

e FI-Nr. 6525, Gem. 8056 - Ingolstadt; FlurstiicksgroRe: 1.755 m?; anrechenbar:
1.755 m?; derzeitige Nutzung: Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer extensiven Wiese
aus autochthonem Saatgut, mesophiles Gebulsch.

1.9.4 Emissionen

1.9.5

1.9.6

Die angrenzende Wohnbebauung im Nordosten/Osten und die Gebadude des Samhofs
sind bereits durch das Verkehrsaufkommen auf der Krumenauerstraf’e, die eine der
Hauptzufahrtsstraflen zum Klinikum Ingolstadt und nach Friedrichshofen darstellt, die in-
tensive landwirtschaftliche Nutzung sowie den Flugverkehr am Hubschrauberlandeplatz
des Ingolstadter Klinikums (Luftrettung) von Feinstaub- und Larmaufkommen betroffen.

Mit der geplanten Ausweisung der zusatzlichen Bebauung und weiterer Verkehrsflachen
ist kinftig von einer anteiligen Erhéhung dieser Belastungen auszugehen. Larmschutz-
mafRnahmen gegen den entstehenden Neuverkehr des Baugebiets werden aber nicht er-
forderlich. Durch das Wachstum der Stadt Ingolstadt ist in der gesamten Stadt mit Aus-
wirkungen durch Zunahme des Verkehrs zu rechnen.

Im Umweltbericht wurden diesbezlglich unter dem Schutzgut Mensch der Bestand, sowie
die Auswirkungen der Planungen bei Durchfihrung und bei Nichtdurchfihrung betrachtet
und bewertet.

Verkehr

Auf der Grundlage des Aufstellungsbeschlusses wurden vom Biro TRANSVER verschie-
dene ErschlieBungsvarianten beztiglich ihrer Auswirkungen auf das vorhandene Stral3en-
netz untersucht (Gutachten v. 13.04.2017). Dabei kam es zu dem Ergebnis, dass eine
Abwicklung des Verkehrs an den Zufahrten zum Baugebiet vertraglich und sicher méglich
ist. Der Abfluss nach Norden Gber den Knoten Krumenauer-/Levelingstralle kann bei einer
Modifizierung der Ampelsteuerung weiterhin leistungsfahig betrieben werden. Im Stden
ist der bestehende Kreisverkehr zum jetzigen Zeitpunkt noch leistungsfahig, kommt aber
bereits im Prognose-Nullfall durch die bis 2025 erwarteten allgemeinen Verkehrssteige-
rungen Uber die Grenze seiner Leistungsfahigkeit hinaus. Eine Ertlichtigung ist daher
auch ohne das Neubaugebiet mittelfristig erforderlich.

Die Verkehrserzeugung fur Baufeld 4 — Gemeinbedarf — wurde durch das Fachamt nach
dem Verfahren Bosserhoff abgeschatzt. Im Vergleich der bisher geplanten Wohnnutzung
zur nun geplanten Gemeinbedarfsnutzung kann gesagt werden, dass sich mit einer Alten-
heim- oder Hospiz-Nutzung deutlich weniger Kfz-Fahrten ergeben.

Grundwasser

Die Grundwassersituation wird im Bereich des Plangebietes seit 10.06.2018 durch drei im
Bereich o6ffentlicher Grunflachen (KrumenauerstralRe und Kriegsstra’e) neu errichtete
Grundwassermessstellen beobachtet. Zur Beweissicherung werden laufend Grundwas-
serdaten im Rahmen eines Grundwassermonitorings mittels digitaler Datenlogger erfasst.
Durch die umfassenden Beobachtungen und Messungen des Grundwassers kann sicher-
gestellt werden, dass Veranderungen in der Grundwassersituation erkannt und ggf. ge-
gengesteuert werden kann.
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Zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf Bestandsgebaude und die neue Bebauung
ist die Ausfihrung erschitterungsarmer BaugrubenumschlieRungen (z.B. tberschnittene
Bohrpfahle, vorgebohrte Spundwéande) in Verbindung mit geschlossenen Wasserhal-
tungsmalnahmen erforderlich. Dies wurde unter dem Punkt 11.6 festgesetzt.

Aufgrund der heterogenen Baugrundverhaltnisse ist von den Bauherren fiir das jeweilige
Baufeld ein an das Bauvorhaben angepasstes geotechnisches Gutachten zu erstellen,
das neben der geotechnischen Beurteilung des Baugrundes mit Grindungsempfehlungen
auch Angaben zu einer mdglichen Beeinflussung der umgebenden Bebauung (Thema
Erschitterung und Grundwasserstandsbeeinflussung) und zur Niederschlagswasserbe-
seitigung enthalt. Das Gutachten ist Bestandteil des Bauantrages.

1.9.7 Kosten
Die zu erwartenden Kosten wurden im Laufe des Verfahrens ermittelt und werden als
grobe Kostenschatzung wie folgt angegeben:

StraRenbau (inkl. Strallenbeleuchtung) 1.900.000 €
Kanalbaumaflinahmen (Schmutzwasser) 580.000 €
Wasserversorgung (ohne Blindanschliisse) 220.000 €
Grunordnung (inkl. Spielplatz) 290.000 €
Ausgleichsmaflnahmen 135.000 €

Dartber hinaus entstanden Kosten fiir den Grunderwerb sowie fir Gutachten und die
Kampfmittelfreimachung.

Aufgestellt am 28.02.2019
Geandert am 06.08.2020
Geandert am 11.06.2021

Stadt Ingolstadt

Stadtplanungsamt
Sachgebiet 61/21
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Einleitung
Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplans

Angaben zum Standort

Ingolstadt ist eine wachsende Grolistadt. Bedingt durch die gute wirtschaftliche Situation
kommt es zu hohen Zuzugszahlen. Anlass der Planung ist daher die anhaltende Nachfrage
nach Wohnbaugrundstiicken im gesamten Stadtgebiet, die vom Angebot bei Weitem nicht
gedeckt werden kann. Da die notwendige Ausweisung von Baugebieten unter Verteilung des
Bevolkerungszuwachses auf moglichst alle Stadtbezirke erfolgen soll, ist auch im Bezirk
Friedrichshofen-Hollerstauden eine zusatzliche Bebauung vorgesehen.

Dariiber hinaus besteht in Ingolstadt aufgrund der zu erwartenden Entwicklungen bei den
Geburten- und Einwohnerzahlen der Bedarf zur weiteren Ausweisung von weiteren Flachen
fur Kindertagesstatten (KiTa) / einen Kindergarten (KiGa).

Die Grundstlicke im Plangebiet sind kurzfristig verfigbar.

Der Geltungsbereich umfasst ganz oder teilweise (*) die Grundstiicke mit den FI.-Nrn. 11067,
1106/5*, 3123, 3123/2, 3123/3, 3123/8, 3123/10, 3123/11, 3127/2*, 3127/6 und 3128* der
Gemarkung Gerolfing.

Das Bebauungsplangebiet liegt ca. 3 km Luftlinie westlich des Ingolstadter Stadtkerns, am
sudlichen Rand des Ortsteils Friedrichshofen und am westlichen Rand des Ortsteils Hol-
lerstauden. Am 6stlichen Rand des Plangebiets verlauft die Krumenauerstrale. Im Zentrum
des Areals liegt der denkmalgeschitzte, aus zwei Einzelgehoéften bestehende Samhof mit
seinen Wirtschaftshéfen und privaten Griinanlagen, der im Bestand zu erhalten und stadte-
baulich in die Planung zu integrieren ist. Die beiden Wohngebaude (in Auf3enbereichslage
bebaut) sind bewohnt, die Scheunen teilweise verpachtet. Die landwirtschaftliche Nutzung
wurde zwischenzeitlich aufgegeben. Der Hof erfahrt seine HaupterschlieRBung Uber zwei Pri-
vatwege von der Krumenauerstrale aus.

Der norddstliche Planbereich ist durch eine eingewachsene Heckenstruktur gekennzeichnet,
das Ubrige Areal wird landwirtschaftlich genutzt.

Im Norden (Klinikum Ingolstadt mit stark verdichteter Bebauung mit drei bis sieben Geschos-
sen bzw. Solitar eines erdgeschossigen Betriebskindergartens in der Nahe der Grundstlcks-
grenze zu FI.-Nr. 3127/2) und Osten (Wohngebiet mit zweigeschossigen Einfamilienhdusern
und dreigeschossigen Wohnungsbauten) wird das Gebiet von bestehender Bebauung be-
grenzt. Im Suden wird das Plangebiet durch die mit Baumen gesaumte, sogenannte ,Kriegs-
stralBe” begrenzt, die hauptsachlich als Radwanderweg und von landwirtschaftlichen Fahr-
zeugen genutzt wird. Diese soll auch weiterhin erhalten und von ErschlieBungsfunktionen
freigehalten werden. Im Sidwesten schlieRen ein Golfplatz und in den Ubrigen Bereichen
landwirtschaftliche Nutzflachen an.

Die Grund- und Mittelschule Ingolstadt-Friedrichshofen ist knapp 1,5 Kilometer entfernt, die
nachstgelegenen Kindergarten befinden sich jeweils etwa einen Kilometer nordwestlich bzw.
sudostlich des Baugebiets. In einem Radius von rund einem Kilometer sind mehrere Ein-
kaufsmoglichkeiten zu erreichen.

Die Erschliefung des Baugebietes mit dem 6ffentlichen Nahverkehr erfolgt Gber die beste-
henden Buslinien 50, 60, S4 und N1.

Art des Vorhabens

Das geplante Baugebiet soll weitestgehend als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen wer-
den, innerhalb dessen auf zwdlIf Baufeldern ein attraktives, breit gefachertes Wohnungsan-
gebot fur unterschiedliche Haushaltsgré3en vorgesehen ist. Auf einem Baufeld wird die Nut-
zung als Flache fur den Gemeinbedarf/Pflegeeinrichtung festgesetzt.

In den Baufeldern 1 bis 3 und 5 bis 9 ist eine abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4
BauNVO festgesetzt, die bei seitlichem Grenzabstand eine Gebaudelange von mehr als 50
m ermdglicht, um die stadtebaulich erwiinschten Zeilenbauten zu gewahrleisten. Fir das
Baufeld 4 wird die Nutzung Gemeinbedarf/Pflegeeinrichtung festgesetzt. Im Baufeld 10 bis
Baufeld 13 ist fiir die Bebauung eine offene Bauweise festgesetzt. Im Baufeld 13 sind zudem
Anlagen zur Kinderbetreuung (Kita/Kiga) zulassig und dartiber hinaus ist ab dem ersten Ober-
geschoss die Errichtung eines Schwesternwohnheimes bzw. von Appartements fir Kilini-
kums-Angestellten mdglich.

Nutzungen nach § 4 Abs. 3 BauNVO sind im Baufeld 3 bis 13 nicht zulassig.



Im Baufeld 1 und 2 sind ausnahmsweise die nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht stérenden
Gewerbebetriebe auf maximal 50 % der Geschossflache des jeweiligen Baufeldes zuldssig,
sofern die Wohnruhe nicht gefahrdet wird und die ErschlieRung nicht Gber den verkehrsberu-
higten Bereich erfolgt. Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4 und 5 sind auch hier unzulassig.

Ubergeordnetes Planungsziel ist eine dem stadtnahen Quartier entsprechende, vertragliche
Dichte unter der Berucksichtigung einer ressourcenschonenden Bauweise. Dies kann durch
den vorgeschlagenen Geschosswohnungsbau gewahrleistet werden. Die geplante Bebau-
ung rahmt mit insgesamt dreizehn Baufeldern unterschiedlicher Dichte auf drei Seiten den
denkmalgeschiitzten Samhof ein. Die neuen Gebaude werden in Form von versetzten Zeilen
im Bereich der Sammelstralle konzipiert, wobei die Gebaudeorientierung (Nord/Siid) und de-
ren Hohenstaffelung durch eine ansteigende Baudichte in Richtung Norden von zwei- bis drei-
, und viergeschossigen Gebauden gekennzeichnet ist, die am nordlichen Gebietsrand in eine
Vier-, Fiinf-, und Sechsgeschossigkeit (ibergeht und den Ubergang zur massiven Bebauung
des Klinikums schafft.

Gegeniber der zweigeschossigen Bebauung an der Krumenauerstraflte entwickeln sich die
Gebaudehoéhen in der Zwei-, und nach hinten versetzten Dreigeschossigkeit. Aus stadtraum-
licher Sicht ergeben sich durch die versetzten Zeilen interessante private Gemein-schaftshofe
in entsprechender Nutzungszuordnung und eine gut ablesbare stadtebauliche Figur, die in
ihrer Geschossigkeit auch auf die kleinteilige Nachbarbebauung an der Krumenauerstralle
reagiert.

Neben dem Geschosswohnungsbau kénnen im sidlichen Bereich des Plangebiets Stadt- und
Reihenh&user realisiert werden.

Zudem sind drei Parzellen fir eine zweigeschossige Einzelhausbebauung und drei Parzellen
fur eine dreigeschossige Einzelhausbebauung vorgesehen. Davon sind drei nérdlich des
Samhofs angeordnet. Damit ist eine gewisse Freistellung des Denkmales gewahrleistet. Der
Sambhof bleibt in seiner Gehdftstruktur, Art und Mal der baulichen Nutzung und mit den bei-
den weiterhin bewohnten Wohnhausern als Identifikationskern erhalten.

Insgesamt entstehen rund 260 Wohneinheiten fur ca. 650 Personen.

Die Ubrigen Flachen werden als 6ffentliche Verkehrs- bzw. Grunflachen ausgewiesen.

An zwei Stellen ist das Baugebiet an die Krumenauerstralie angeschlossen. Ein Anschluss
liegt zentral unmittelbar stdlich des Samhofs und bildet zusammen mit der Krumenauer- und
der Effnerstral’e einen vierarmigen Knotenpunkt. Der andere Anschluss befindet sich zwi-
schen dem Klinikum und dem Norden des Plangebiets in Form eines bestehenden Flurwegs,
der im Bereich des Bebauungsplanes ausgebaut wird und im Falle einer Erweiterung des
Klinikums weiter nach Westen fortgeflihrt werden kann. In diesem Bereich kénnen im Stra-
Renraum aufgrund der geplanten Breite Langsparker angeordnet werden. Eine Detailauspla-
nung zur Anordnung dieser Stellplatze erfolgt im Zuge der Ausbauplanung. Die vorhandene
Zufahrt zur Kita auf dem Gelande des Klinikums ist weiterhin Uber die bereits vorhandene
Zufahrt erreichbar.

Innerhalb des Baugebietes sind die Wohnfelder bugelférmig durch eine Sammelstralle vom
Anschluss im Bereich Effnerstralle nach Norden und einen verkehrsberuhigten Bereich nérd-
lich des Samhofs erschlossen.

Die vorhandene Breite der Krumenauerstrale ermdglicht ein Langsparken, welches auf der
Ostseite verkehrsrechtlich geregelt werden soll. Auf der Westseite wird entlang der StralRe
sudlich der Bushaltestelle zusatzlich ein neuer Parkstreifen angeordnet. Der bisher auf der
Krumenauerstrale gefiihrte Radweg wird dafiir Gber die komplette Lange des Baugebietes
als baulich getrennter Radweg gefiihrt. Im Stralenraum sowie im Bereich der Park- und Griin-
streifen werden so insgesamt ca. 110 neue 6ffentliche Stellplatze nachgewiesen.

Der ruhende Verkehr der Bewohner ist auf den Privatgrundstiicken unterzubringen. Die An-
zahl der Stellplatze ist dabei entsprechend der Stellplatzsatzung der Stadt Ingolstadt in der
jeweils geltenden Fassung zum Zeitpunkt des Bauantrages nachzuweisen. Dies gilt ebenso
fur die Anzahl und Anordnung von Fahrradabstellplatzen.

Bei den Griinflachen erfolgt eine Unterscheidung in Ausgleichsflachen und 6ffentliche Grin-
flachen.

Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Grund und Boden

- Bruttobauland Geltungsbereich 8,63 ha 100 %
- Nettobauland 4,82 ha 55,9 %
- Offentliche Verkehrsflache 2,03 ha 23,5 %
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- Bestand 5.835 m?

- Neu 14.428 m?

- Grunflache 1,78 ha 20,6 %
- Ausgleichsflache 3.765 m?

- Sonstige oOffentliche Grinflachen 14.048 m?

Umweltschutzziele aus iibergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen und ihre
Beriicksichtigung

Rechtsgrundlagen/Fachgesetze

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. |
S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBI. | S.
2808). Das vorliegende Bauleitplanverfahren wird — entsprechend den Uberleitungs-vor-
schriften aus §§ 233 Abs. 1 und 245c¢ Abs. 1 BauGB — nach den bisher geltenden Rechts-
vorschriften abgeschlossen.

2. Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung —
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt
geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057)

3. Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung — PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990
(BGBI. | 1991 S. 58), zuletzt gedndert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI.
I S. 1057).

4. Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007
(GVBI. S. 588, BayRS 2132-1-l), zuletzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom 12.07.2017
(GVBI. S. 375).

5. Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.02.2011 (GVBI. S. 82, BayRS 791-1-U), zuletzt geandert durch das Gesetz vom
13.12.2016 (GVBI. S. 372).

6. Fir das anstehende Bebauungsplanverfahren ist zudem die Eingriffsregelung des §1a
Abs.3 BauGB i.d.F. vom 23.09.2004 (BGBI. | S.2414), zuletzt gedndert durch Art. 118 der
Verordnung vom 31.08.2015 (BGBI. | S.1474), i.V.m. §14 Abs.1 des Bundesnaturschutz-
gesetzes i.d.F. vom 29.07.2009, zuletzt gedndert am 06.12.2011 (BGBI. | S. 2557), be-
achtlich, auf die im Rahmen der Planaufstellung im Bebauungsplan mit entsprechenden
Festsetzungen reagiert wird.

Fachplanungen

Nordlich des Geltungsbereiches schliel3t der Bebauungsplan Nr. 179 “Hauptversorgungs-
krankenhaus” an, rechtsverbindlich seit dem 22.10.1976. Im Osten Uberschneidet sich das
Plangebiet im Bereich der Krumenauerstralle mit den Geltungsbereichen der bestehenden
Bebauungsplane Nr. 107 E "Nordlich der Effnerstralle’, rechtverbindlich seit dem 13.10.1979,
und Nr. 107 C ‘Effner-, Gerolfinger Stralle, Stadtgrenze’, rechtverbindlich seit dem
26.09.1975. Siddstlich schliel3t der Bebauungsplan Nr. 107 D “KreisstralRe IN 2" an, recht-
verbindlich seit dem 21.05.1981, der sich abschnittsweise im Bereich des sltdostlichen Flur-
wegs mit dem neuen Plangebiet Gberschneidet.

Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Ingolstadt weist den zur Uberplanung anste-
henden Bereich als landwirtschaftliche Nutzflache aus. Es ist daher erforderlich, den Flachen-
nutzungsplan im Parallelverfahren zu andern. Kiinftig werden auf dem Areal Wohngebiets-
und Gemeinbedarfs-Flachen ausgewiesen; mit Spielplatz im Sidwesten und dem Samhof als
Baudenkmal.

Gemal Regionalplan grenzt das Vorhabengebiet unmittelbar nérdlich an das Landschaftliche
Vorhaltegebiet ,Schuttertal® sowie an den regionalen Griinzug ,Schuttertal und Bachtaler bei
Ingolstadt’. Zudem sind die slidlich ans Plangebiet angrenzenden Flachen als Schwerpunkt-
gebiet des regionalen Biotopverbundes verzeichnet.
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1.2.1

Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand werden
nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die besondere Empfindlich-
keit von Umweltmerkmalen gegenuber der Planung herauszustellen und Hinweise auf ihre
Berlicksichtigung im Zuge der planerischen Uberlegungen zu geben.

Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung
Anschlieend wird die mit der Durchfiihrung der Planung verbundene Veranderung des Um-
weltzustandes dokumentiert und bewertet. Die mit der Planung verbundenen Umweltwirkun-
gen sollen deutlich herausgestellt werden, um daraus anschlieRend Malinahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich negativer Umweltwirkungen abzuleiten.
Ebenso wird eine Prognose zur Entwicklung des Gebietes bei Nichtdurchfihrung der Planung
und ihre Folgen bezogen auf die jeweiligen Schutzgtter dargestellt.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Die Belange des Umweltschutzes sind gem. §1 Abs.6 Nr.7 BauGB bei der Aufstellung der
Bauleitplane und in der Abwagung nach §1 Abs.7 zu bertcksichtigen. Im Besonderen sind
auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gem. §1a Abs.3 BauGB i.V.m.
§14 Abs.1 BNatSchG die Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft durch geplante Sied-
lungserweiterungen zu beurteilen und Aussagen zur Vermeidung, Verminderung und zum
Ausgleich zu entwickeln. Die Bauleitplanung stellt zwar selbst keinen Eingriff in Natur und
Landschaft dar. Nicht unbedingt erforderliche Beeintrachtigungen sind aber durch die plane-
rische Konzeption zu unterlassen bzw. zu minimieren und entsprechende Wertverluste durch
Aufwertung von Teilflachen soweit moglich innerhalb des Gebietes bzw. auRerhalb des Ge-
bietes durch geeignete MalRnahmen auszugleichen.

Auch in diesem Zusammenhang gilt: Das vorliegende Bauleitplanverfahren wird ent-spre-
chend den Uberleitungsvorschriften aus §§ 233 Abs. 1 und 245¢c Abs. 1 BauGB nach den
bisher geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen.

Schutzgut Mensch

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Das Plangebiet ist weitestgehend durch landwirtschaftliche Nutzflachen gekennzeichnet. Ent-
lang der nérdlichen Grenze verlaufen ein asphaltierter Flurweg und eine eingewachsene Ge-
hélzstruktur; im Anschluss daran beginnt das Klinik-Gelande. Im Siiden verlauft ebenfalls ein
Flurweg und im Osten die Krumenauerstralle, von der aus etwa auf halber Hohe der Samhof
mittig in das Areal hineinreicht.

Das Areal selbst hat keine bedeutende Naherholungsfunktion fiir die Anwohner. Lediglich der
sudliche, asphaltierte Flurweg wird von den Bewohnern der angrenzenden Wohnquartiere als
Jogging- oder Radstrecke bzw. fir Spaziergange genutzt.

Die angrenzende Wohnbebauung im Nordosten/Osten und die Gebaude des Samhofs sind
bereits durch das Verkehrsaufkommen auf der Krumenauerstral’e, die eine der Hauptzu-
fahrtsstralen zum Klinikum Ingolstadt und nach Friedrichshofen darstellt, die intensive land-
wirtschaftliche Nutzung sowie den Betrieb des Klinikums Ingolstadt inkl. Flugverkehr am Hub-
schrauberlandeplatz (Luftrettung) von Feinstaub- und Larmaufkommen betroffen.

Mit der geplanten Ausweisung der zuséatzlichen Bebauung und weiterer Verkehrsflachen ist
kunftig von einer anteiligen Erhéhung dieser Belastungen auszugehen. Larmschutzmalinah-
men gegen den entstehenden Neuverkehr des Baugebiets werden aber nicht erforderlich.
Durch das Wachstum der Stadt Ingolstadt ist in der gesamten Stadt mit Auswirkungen durch
Zunahme des Verkehrs zu rechnen.

Die Eingrunung mit 6ffentlichen und privaten Griunflachen (inkl. 6ffentlichen Geh-/Radwegen
und Spielplatz) sowie die Festsetzung, dass Flachdacher oder flachgeneigte Dacher der
Haupt- und Nebengebaude bzw. Tiefgaragenabfahrten zu begriinen sind, tragen allgemein
zu einer verbesserten Freizeit- und Naherholungsfunktion sowie zu einer Reduzierung der
aus dem zusatzlichen Verkehr zu erwartenden Beeintrachtigungen bei.



Der Spielplatz wird in der siidwestlichen Griinflache angeordnet, die Ausgleichsflachen wer-
den am sidoéstlichen Baugebietsrand vorgesehen.

Hinsichtlich des Amts fiir Brand- und Katastrophenschutz wird darauf hingewiesen, dass fir
das Baugebiet allgemein die ,Richtlinie Uber Flachen fir die Feuerwehr® (in der aktuell gulti-
gen Fassung) einschliellich der zugehdérigen Anlagen/Erlasse gelten. Grundsatzlich sind die
Flachen fir die Feuerwehr rechtzeitig in die Planung aufzunehmen; es wird empfohlen, die
Planung der brandschutztechnischen wie auch der feuerwehrtechnischen Belange so frih
wie maoglich in die Planung einflieRen zu lassen und mit dem Amt fir Brand- und Katastro-
phenschutz abzustimmen. Detailliertere Auflagen werden ggf. im Rahmen der Baugenehmi-
gung gestellt.

Nordwestlich des geplanten Baugebiets befindet sich in ca. 390 m Entfernung ein dem Kiini-
kum Ingolstadt zugehdriger Hubschrauberlandeplatz, dessen Betrieb fir das Klinikum eine
unverzichtbare Bedingung zur umfassenden Patientenversorgung darstellt und entsprechend
uneingeschrankt aufrechtzuerhalten ist. Der Einwirkbereich der sudlichen Einflugschneise
Uberschneidet sich in Teilbereichen mit der geplanten Bebauung.

Gemal des vom Buro IBN erstellten Gutachtens vom 14.11.2016 und einer zusatzlichen Be-
wertung nach DIN 18005 Teil 1 bzw. der Spitzenpegel nach TA Larm vom 30.05.2017 kann
trotz der nachtlichen Uberflugpegel von bis zu 85 dB(A) beinahe das gesamte Plangebiet als
Allgemeines Wohngebiet ausgewiesen werden. Lediglich der westliche Umgriff ist zur Nacht-
zeit Mittelungspegeln ausgesetzt, die Uber den schalltechnischen Orientierungswerten der
DIN 18005 liegen. Entsprechend gelten fir die dort errichteten Gebaude Festsetzung zum
baulichen Schallschutz: Die Auf3enbauteile der Wohnhauser sind so zu dimensionieren, dass
die anzustrebenden Innenpegel in Anlehnung an VDI 2719 "Schalldd@mmung von Fenstern
und deren Zusatzeinrichtungen" eingehalten werden. Bei einzelnen Schallereignissen ist die
Einhaltung der Spitzenpegelkriterien in Anlehnung an die Technische Anleitung zum Schutz
gegen Larm (TA Larm) erforderlich. Diese Anforderungen werden eingehalten, wenn der
Schallpegel in schutzbediirftigen Raumen (Schlaf-, Kinder- und Wohnzimmer, Wohnkiichen)
bei Hubschrauberiberfligen maximal 35 dB(A) erreicht.

Die im Suden und Westen des Plangebiets liegenden landwirtschaftlichen Nutzflachen wer-
den weiterhin bewirtschaftet. Von diesen kdnnen, selbst bei ordnungsgemafier Bewirtschaf-
tung, Larm-, Geruchs- und Staubemissionen ausgehen, die von den Bewohnern zu dulden
sind. Dies kann (wahrend landwirtschaftlicher Saisonarbeit) auch vor 6.00 Uhr morgens bzw.
nach 22.00 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen der Fall sein.

Gleiches gilt fiir den stidwestlich des Plangebiets gelegenen Golfplatz.

In Bezug auf die fiir die Grundversorgung notwendigen Stromladesaulen, Trafonetzstatio-nen
und Versorgungseinrichtungen fir Telekommunikationsdienstleistungen ist zusatzlich mit
elektrischen/elektromagnetischen Feldern zu rechnen. Die jeweils geplanten Standorte sind
der Plandarstellung zu entnehmen.

Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Im Plangebiet entstehen Wohngebiets- und Gemeinbedarfsflachen, Ausgleichs- und &ffentli-
che Grunflachen sowie Erschlielungsflachen inkl. Geh- und Radwegen.

Die intensive landwirtschaftliche Nutzung mit daraus resultierendem Feinstaub-, Geruchs-
und Larmaufkommen entfallt zwar fir den Planumgriff, nicht jedoch fiir die angrenzenden
Flachen. Auch fir die kunftigen Anwohner ist daher mit Beeintrdchtigungen durch landwirt-
schaftliche Nutzung im nahen Wohnumfeld zu rechnen.

Gleiches qilt fur die Beeintrachtigungen durch den Golfplatz, den Betrieb des Klinikums und
die KrumenauerstralRe. Fur einen Teilbereich des Planumgriffs sind wegen dem Flugverkehr
besondere LarmschutzmalRnahmen zu treffen.

Durch die geplanten Bau-, Verkehrs- und Versorgungsflachen ergibt sich eine zusatzliche
Erhéhung der Belastung durch elektrische/elektromagnetische Felder, Feinstaub und Larm.
Diese wird jedoch durch die vorgesehene Eingrinung des Baugebiets minimiert, weshalb
keine Larmschutzmallinahmen zu den Bestandsgebauden notwendig werden. Zudem bieten
die kunftigen Grinflachen eine verbesserte Freizeit- und Naherholungsfunktion fiir die neuen
bzw. bestehenden Siedlungsbereiche.
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Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Von den vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzflachen, dem Golfplatz, dem Hubschrauber-
landeplatz und der Krumenauerstrale gehen weiterhin der Nutzung entsprechend Emissio-
nen aus. Bei Nichtdurchfiihrung der Planung kann von Baugebietsausweisungen an anderer
Stelle ausgegangen werden, die ebenso zu Mehrbelastungen des Gebiets an der Krumenau-
erstral3e fihren kénnen.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Zur Verringerung der zu erwartenden Erhéhung der Feinstaub- und Larmbelastung durch die
zusatzlichen Bau- und Verkehrsflachen wird als Vermeidungsmafinahme die Eingriinung des
Baugebiets vorgesehen, die gleichzeitig die Freizeit- und Naherholungsfunktion verbessert.
Auch die Festsetzung, dass Flachdacher oder flachgeneigte Dacher der Haupt- und Neben-
gebaude sowie Tiefgaragenabfahrten zu begriinen sind, tragen dazu bei. Bezlglich der Aus-
wirkungen durch den Fluglarm auf die geplante Bebauung sind die Vorgaben zur technischen
Gebaudeausstattung zu beachten.

Schutzgut Tiere und Pflanzen

Auf der Grundlage des Bundesnaturschutzgesetzes sind Tiere und Pflanzen als Bestandteil
des Naturhaushaltes in ihrer nattrlichen und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu schut-
zen. lhre Lebensrdume sowie sonstigen Lebensbedingungen sind zu schitzen, zu pflegen,
zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen.

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Das Plangebiet ist weitestgehend durch landwirtschaftliche Nutzflachen gekennzeichnet. Ent-
lang der nérdlichen Grenze verlaufen ein asphaltierter Flurweg und eine eingewachsene Ge-
hélzpflanzung (Heckenstruktur). Im Stiden verlauft ein asphaltierter Flurweg und im Osten die
Krumenauerstralle, von der aus etwa auf halber Hohe der Samhof mit Privatgarten mittig in
das Areal hineinreicht.

Das Vorhabengebiet grenzt unmittelbar nérdlich an das landschaftliche Vorhaltegebiet
~ochuttertal“ sowie an den regionalen Griinzug ,Schuttertal und Bachtéler bei Ingolstadt®. Zu-
dem sind die sudlich an den Umgriff angrenzenden Flachen als Schwerpunktgebiet des regi-
onalen Biotopverbundes verzeichnet.

Im Plangebiet befinden sich keine biotopkartierten Flachen, jedoch als Brut-, Lebens- und
Nahrungsraum fir Kleinsduger und Vogel relevante Strukturen. Die Auswirkungen des Plan-
vorhabens hierauf werden unter Punkt I1.3 gesondert erlautert, da die Planung gemaf spezi-
eller artenschutzrechtlicher Prifung (saP) einen Eingriff in die kontinuierliche dkologische
Funktionalitat (CEF) des Plangebiets darstellt.

Das kunftige Baugebiet wird etwa mittig von drei aufeinander folgenden, von Nord nach Sud
verlaufenden ,Griinen Fugen® durchzogen, die im Stden in einer 6ffentlichen Grinflache mit
Spielplatz enden. Im Westen dient ein Flurweg, dessen sudlichster Abschnitt als Geh- und
Radweg ausgewiesen ist, sowie eine ca. vier bis zehn Meter breite Grinflache mit Geholz-
pflanzung als Abgrenzung zu den landwirtschaftlichen Nutzflachen, die auch zur Eingriinung
des Baugebiets im Ubergang zur freien Landschaft gedacht ist.

Entlang der KrumenauerstralRe trennt eine ca. zehn bis zwolf Meter breite Griinflache das
Baugebiet von den Verkehrsflachen. Hier soll die bestehende Baumallee bis zum sudlichen
Ende des Baugebiets fortgeflhrt werden.

Der im Siuden verlaufende Flurweg mit begleitender Obstbaumbepflanzung wird von den
Fachstellen als griinordnerisch und kulturhistorisch bedeutsam eigestuft und daher durch die
Anlage von grof3ziigigen Grin- bzw. Ausgleichsflachen von der zukilinftigen Bebauung abge-
rickt. Der Abstand zur Bebauung betragt im Westen ca. zehn Meter und im Ubrigen Bereich
mind. 23 Meter.

Im Ubergang zu den an das Plangebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstiicken
werden bei allen PflanzmaRnahmen innerhalb der 6ffentlichen Grinflachen die gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestabstande von vier Metern (Art. 48 AGBGB) eingehalten.

Da alle vorgesehenen 6ffentlichen und privaten Grinflachen mit vorzusehenden Gehdélzpflan-
zungen gegenuber der derzeit landwirtschaftlichen Nutzung kiinftig strukturreichere Lebens-
raume flr Fauna und Flora bieten werden, ist damit zu rechnen, dass sich das Artenspektrum
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genauso wie die Anzahl der im Plangebiet ansassigen Pflanzen und Tiere langfristig erhoht.
In diesem Zusammenhang ist auch die in den Festsetzungen vorgeschriebene Begriinung
auf flachgeneigten Dachern der Haupt- und Nebengebaude bzw. der Tiefgaragenabfahrten
zu erwahnen, die einen zusatzlichen Naturraum fir z.B. Insekten bietet. Als Mindestanforde-
rung ist eine sogenannte Extensiv-Begriinung mit strukturstabiler Vegetationsschicht und
Moos-Sedum-Kraut-Begriinung herzustellen.

Die Einfriedungen an 6ffentlichen StraRen und Wegen, an 6ffentlichen Griinflachen und zur
freien Landschaft hin sind in Form von Schnitthecken aus Laubhdlzern mit transparenten,
sockellosen Metallzaunen (Maschendraht, Stabgittermatten ohne Einflechtungen) bis zu ei-
ner Hohe von 1,50 m zuldssig. Zwischen privaten Grundstiicken kann im Bereich von Terras-
sen die Einfriedung als Sichtschutz in geschlossener Form auf maximal 5,00 m Lange bis zu
einer Hohe von 2,00 m Uberschritten werden. Auf der Gemeinbedarfsflache sind davon ab-
weichend Einfriedungen als transparente Holz- und Metallzaune bis zu einer Héhe von 1,60
m und ohne durchgehenden Sockel zulassig.

Hierdurch wird das einheitliche Erscheinungsbild der Wohnfelder griinordnerisch unterstri-
chen und gleichzeitig dem Bedurfnis der Bewohner nach Privatsphare nachgekommen. Zu-
dem ermoglicht die Festsetzung von sockellosen Zaunen, die als VermeidungsmalRnahme
angerechnet werden kann, dass die bestehenden Lebensraume fur Kleintiere wie z.B. Igel im
Plangebiet nicht zerschnitten und Austauschbeziehungen zwischen der freien Landschaft
und den entstehenden Privatgarten erhalten bleiben bzw. dass die Tiere die im Umgriff ent-
stehenden Grinflachen neu erschlielen kénnen (Férderung der Ausweitung bestehender Le-
bensgemeinschaften).

Die Festsetzung zur Ausstattung von Stra3enleuchten mit Leuchtmitteln, die ein fur nachtak-
tive Insekten unattraktives Lichtspektrum ausstrahlen, tragt zusatzlich zur Erhéhung der Le-
bensqualitat verschiedenster Tierarten bei.

Die geplanten Baumstandorte wurden unter Berlicksichtigung der verkehrsrechtlichen Vor-
gaben festgelegt. Erforderliche Sichtdreiecke im Bereich der Querungshilfen auf der Krume-
nauerstr. sowie in den Kreuzungsbereichen werden eingehalten und zusatzlich durch die Vor-
gabe zur Pflanzung von Hochstdammen im Stralenraum erganzt.

Samtliche geplanten technischen Einrichtungen wie Ver- und Entsorgungsleitungen sind un-
terirdisch in der Stral’e bzw. im Gehweg unterzubringen und von den Spartentragern bereits
im Vorfeld mit dem fur die Baumpflanzung zustandigen Fachamt — hier Gartenamt der Stadt
Ingolstadt — abzustimmen. Grinflachen sind gemaR Festsetzung grundséatzlich von Leitungs-
trassen freizuhalten. Sollten im Rahmen der Ausflihrungsplanung einzelne Baumstandorte
durch die fur Sparten notwendigen Schutzabstande tangiert werden, sind die erforderliche
Schutzmalnahmen zur Sicherung der technischen Einrichtungen (z.B. Wurzelschutzplatten)
vom Spartentrager selbst festzulegen und einzubauen. Damit soll sichergestellt werden, dass
die im Bebauungsplan vorgesehene Anzahl an Baumstandorten umgesetzt werden kann, wo-
bei die genauen Standorte im Hinblick auf die notwendigen Leitungstrassen aber variabel
bleiben und erst im weiteren Verfahren in Abstimmung aller Beteiligter festgelegt werden.

In diesem Zusammenhang sind das DVGW-Regelwerk GW 125 ,Baume, unterirdische Lei-
tungen und Kanale“ sowie das Merkblatt Gber ,Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsleitungen” des Arbeitsausschusses kommunaler Stral3enbau zu berlcksichtigen.

Es besteht die Festsetzung zur Sicherung erhaltenswerter Gehdlze im Bereich von Baustel-
len. Miissen zur Verwirklichung der Festsetzungen des Bebauungsplanes schutzwiirdige
Baume gefallt, zerstort oder verandert werden, ist eine Genehmigung nach der Baumschutz-
verordnung der Stadt Ingolstadt zu beantragen. Dies hat sowohl durch den ErschlieSungstra-
ger bereits vor Durchflihrung der ErschliefungsmaRnahmen zu erfolgen, als auch spater
durch die Grundstulickseigentimer.

U.a. wird It. Hinweis der INKB vmtl. der Baumbestand auf den Grundstiicken des Samhofs
von Fallungen betroffen sein, da einige Gehdlze entlang der Krumenauerstrafle mit Abstan-
den von lediglich ca. 1,70 bis 2,00 m in den Schutzstreifen der dort vorhandenen Hauptwas-
serleitung HW 400 hineinragen. Die Leitung ist jedoch mittels einer im Jahre 1976 bestellten,
beschrankten persénlichen Dienstbarkeit im Grundbuch gesichert, der zufolge der zugehd-
rige Schutzstreifen weder Uberbaut noch uberpflanzt werden darf. Der Sachverhalt wird nach
Inkrafttreten des Bebauungsplans und einer Bestandstiberpriifung vor Ort privatrechtlich zwi-
schen der INKB und dem Grundstiickseigentimer geklart.



b Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung
Bei Durchfuhrung der Planung werden Teilflachen des Plangebiets versiegelt und entfallen
(auch Geholzpflanzungen) als Lebensraum fir Flora und Fauna.

Allerdings erfolgt durch die Eingriinung des Baugebiets im 6ffentlichen und privaten Raum
eine Aufwertung der bisherigen Griinstrukturen, wodurch einem grofleren Spektrum von
Pflanzen- und Tierarten ein strukturreicherer Lebensraum geboten wird, als die bestehenden
landwirtschaftlichen Flachen dies ermdglichen.

Durch die Anlage von weiteren Ausgleichsflachen entstehen zusatzliche dkologisch aufge-
wertete Lebensraume fir Fauna und Flora, die aufgrund ihrer Lage auflerhalb des Plange-
biets der langfristigen Sicherung von Griinflachen im Stadtgebiet dienen.

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Die Flachen werden wie bisher weitestgehend landwirtschaftlich genutzt und sind entspre-
chend nur bedingt als Brut-, Lebens- und Nahrungsraum fir Pflanzen und Tiere von Bedeu-
tung.

¢ Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen
Der Schutz von Tieren und Pflanzen als Bestandteile des Naturhaushaltes in ihrer natirlichen
und historisch gewachsenen Artenvielfalt kann auf der Grundlage des Fachbeitrages zur Ein-
griffsregelung durch zahlreiche Festsetzungen zur Vermeidung, Verringerung und Ausgleich,
der mit dem Bebauungsplan und seiner Realisierung verbundenen Umweltauswirkungen
gem. §1 Abs.3 BauGB i.V.m. §15 Abs.1 und 2 BNatSchG erfolgen. Auf die Umweltauswir-
kungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen sollte die Planung reagieren mit der Festset-
zung von Vermeidungs- und Ausgleichsmaflinahmen.

Der Bedarf an Ausgleichsflachen errechnet sich aus folgender Tabelle, wobei bereits versie-
gelte bzw. kunftig entsiegelte Flachen im Plangebiet von der Berechnung des Ausgleichsfla-
chenbedarfs auszunehmen sind.

Bauflachen: 50.249 m?

Grundflachenzahl: GRZ > 0,35 | » Hohe Eingriffsschwere

Gegenwartige Nutzung: 49.285 m? — Ackerflachen, intensiv gepflegte

Grunflachen (Flachen der Kategorie I)

964 m? — Feldgeholz (Flachen der Kategorie I)

= Spanne des Kompensations- |0,3-0,6 — Flachen der Kategorie |

faktors: 0,8-1,0 — Flachen der Kategorie |I

Vermeidungsmaflinahmen: e Eingriinung des Baugebiets

e Festsetzung zur Verwendung versi-
ckerungsfahiger Belage bei Stellplat-
zen im offentlichen Straflenraum

o Festsetzung von sockellosen Einfrie-
dungen

e Festsetzung zur Ausstattung von Stra-
Benleuchten mit Leuchtmitteln, die ein
fur nachtaktive Insekten unattraktives
Lichtspektrum ausstrahlen

e Festsetzung zur Sicherung erhaltens-
werter Gehdlze im Bereich von Bau-
stellen

e Festsetzung zu verdichteter Bauweise

e Festsetzung zum Erhalt von Mutterbo-
den in nutzbarem Zustand/zum Schutz
vor Vernichtung/Vergeudung




® Festsetzung zur Begriinung von
Flachdachern/flachgeneigten Dachern
der Nebengebaude

= Begrindet die Verringerung 0,3 — Flachen der Kategorie |
des Kompensationsfaktors auf: 0,8 > Flachen der Kategorie I
Ausgleichsflachenbedarf: 49.285 m2 x 0,3 = 14.786 m?

964 m?x 0,8 = 771 m?
= 15.557 m? gesamt

Es handelt sich um eine Sammelausgleichsmalinahme — in den Bauflachen enthalten sind
auch die Verkehrsflachen, die rund 23 Prozent ausmachen. Daher sind 11.979 m? der Aus-
gleichsflachen den Wohnbauflachen und 3.578 m? den Verkehrsflachen zuzuordnen.

Die benétigten Ausgleichsflachen von 15.557 m? kdnnen anteilig (3.765 m?) direkt im Pla-
nungsumgriff auf Teilfldchen des Grundsticks mit der FI.-Nr. 3123/3, Gem. 8055 - Gerol-
fing, ausgewiesen werden.

Entwicklungsziel fur diese Flache ist die Anlage einer extensiven Wiese aus autochthonem
Saatgut, mesophile Gehdlzpflanzungen. Innerhalb der Ausgleichsflache ist auch die in Kapi-
tel I1.3 beschriebene CEF-MalRnahme 2 umzusetzen.

Der (brige Anteil an auszuweisenden Ausgleichsflachen von 11.792 m? wird aul3erhalb des

Geltungsbereiches auf folgenden Flachen bereitgestellt:

e FIL-Nr. 2753, Gem. 8055 - Gerolfing; FlurstiicksgroRe: 3.560 m?; anrechenbar:
1.671 m?; derzeitige Nutzung: Ackerland; Gestaltungsziel: Anlage einer extensiven
Wiese aus autochthonem Saatgut.

o FIL.-Nr. 3407, Gem. 8055 - Gerolfing; Flurstiicksgrofie: 3.237 m?; anrechenbar: 3.237 m?;
derzeitige Nutzung: Ackerland; Gestaltungsziel: Anlage einer extensiven Wiese aus au-
tochthonem Saatgut, mesophiles Gebusch.

e FI.-Nr. 6370, Gem. 8056 - Ingolstadt; Flurstiicksgrofte: 1.700 m?; anrechenbar: 1.700 m?;
derzeitige Nutzung: Ackerland/Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer Magerwiese aus
autochthonem Saatgut, mesophiles Gebisch.

e FI-Nr. 6371, Gem. 8056 - Ingolstadt; FlursticksgroRe: 1.700 m?; anrechenbar:
1.700 m?; derzeitige Nutzung: Ackerland/Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer Mager-
wiese aus autochthonem Saatgut, mesophiles Gebiisch.

e FI-Nr. 6496, Gem. 8056 - Ingolstadt; FlursticksgroBe: 1.729 m?; anrechenbar:
1.729 m?; derzeitige Nutzung: Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer Magerwiese aus au-
tochthonem Saatgut mit Rohbodenstandorten, mesophiles Gebulsch.

e FIl-Nr. 6525, Gem. 8056 - Ingolstadt; FlurstlicksgroBe: 1.755 m? anrechenbar:
1.755 m?; derzeitige Nutzung: Wiese; Gestaltungsziel: Anlage einer extensiven Wiese
aus autochthonem Saatgut, mesophiles Gebusch.

Hinsichtlich der AusgleichsmalRnahmen gilt: Um Auswirkungen auf die Agrarstruktur aul3er-
halb des geplanten Geltungsbereichs zu minimieren, werden die notwendigen Ausgleichsfla-
chen im gréoRtmdglichen Umfang innerhalb des Planungsgebietes und ansonsten mdglichst
eingriffsnah ausgewiesen.

Die Zuganglichkeit der an das Plangebiet angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen ist
wahrend der Bauphase sicherzustellen und darf auch langfristig nicht verschlechtert werden.

Durch die Eingriinung des Baugebiets erfolgt eine Aufwertung der bisherigen Griinstruk-tu-
ren, wodurch einem grofReren Pflanzen- und Tierartenspektrum ein strukturreicherer Lebens-
raum geboten wird und Wechselbeziehungen gefordert werden. Malfdgeblich hierfir ist die
Festsetzung zur Ausbildung von sockellosen Einfriedungen, damit die in den Griinflachen der
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1.2.3

nahen Umgebung lebenden Arten die neuen Freiraume weiterhin als Lebensraum nutzen
bzw. sogar neu erschlieBen kénnen. Auch die Festsetzungen zu Leitungstrassenfreien Grun-
flachen und zur Begrunung von Flachdachern und flachgeneigten Dacher der Haupt- und
Nebengebaude bzw. Tiefgaragenabfahrten tragen dazu bei.

Zudem erfolgen weitere Malnahmen zur Kompensation von Beeintrachtigungen und zum
Erhalt der kontinuierlichen ékologischen Funktionalitat (CEF); diese werden in Kapitel I1.3 er-
l3utert. U.a. besteht die Festsetzung zur Sicherung erhaltenswerter Gehdlze im Bereich von
Baustellen und die Festsetzung zur Ausstattung von Strallenleuchten mit Leuchtmitteln, die
ein flr nachtaktive Insekten unattraktives Lichtspektrum ausstrahlen.

Unvermeidbare Belastungen

Die Versiegelung von Béden und die damit verbundene Reduzierung von Lebensraum durch
die geplante Uberbauung sind unvermeidbar.

Schutzgut Boden

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Mit Grund und Boden ist gemaR §1 Abs.2 BauGB sparsam umzugehen.

Das Bebauungsplangebiet unterliegt weitestgehend intensiv landwirtschaftlicher Nutzung, im
Bereich des Samhofs und der Bestandsstral3en sind Teilflachen versiegelt bzw. mit Gehdlz-
pflanzungen eingegrunt. Es ist mit einer der Nutzung einhergehenden Beeintrachtigung des
Schutzgutes Boden zu rechnen.

Nach derzeitigen Informationen aus dem Altlasten-, Bodenschutz- und Deponieinforma-tions-
system (ABuDIS) sind im Planungsumgriff keine Bodenverunreinigungen bekannt.

Im Umgriff des Bebauungsplanes ist nach Luftbildauswertung durch das Umweltamt aller-
dings mit Kampfmittelfunden zu rechnen. Eine Kampfmittelfreimachung vor Beginn der Bau-
malnahmen ist aus Sicht des Fachamtes erforderlich. Sollte eine vollstandige Kampfmittel-
freiheit vor Baubeginn gutachterlich nicht bestatigt werden kénnen, so sind betroffene Fla-
chen wahrend der Erdarbeiten durch eine fachtechnische Baubegleitung zu betreuen.
Grundsatzlich ist zudem nicht auszuschlieRen, dass im Zuge von Baumalnahmen weitere
Altlastenverdachtsflachen oder sonstige schadliche Bodenverunreinigungen aufgedeckt wer-
den. Sollte sich dies bestatigen, sind das Umwelt- und das Wasserwirtschaftsamt bzw. im
Falle von Kampfmittelfunden auch die Polizei umgehend zu informieren. Ein entsprechender
Hinweis findet sich im Bebauungsplan. Ggf. werden nach Abstimmung dann weitere MaR-
nahmen erforderlich, die durch fach- und sachkundige Sachverstandige festzulegen, zu tber-
wachen und deren Ergebnisse an die Behdrden zu Ubermitteln sind. Hierzu z&hlt u.a., dass
kontaminiertes Aushubmaterial in dichten Containern oder auf befestigter Flache mit vorhan-
dener Schmutzwasserableitung zwischenzulagern, zu untersuchen und nach Vorliegen der
Untersuchungsergebnisse ordnungsgemalf’ zu entsorgen ist. Als Auffilimaterial darf nur ur-
sprunglicher Erdaushub oder unbelastetes Material verwendet werden.

Laut Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten Ingolstadt liegen fiir die von der Uber-
bauung betroffenen Ackerflachen gemaf Bodenbewertung sehr gute Ertragslagen und folg-
lich im regionalen Vergleich Gberdurchschnittliche Bodenfruchtbarkeiten vor.

Vorhandener Mutterboden ist entsprechend in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Ver-
nichtung oder Vergeudung zu schitzen. Bei Erdarbeiten ist der Oberboden entsprechend zu
lagern und so weit mdglich auf Grinflachen wieder einzubauen.

Die genauen Gelandehéhen werden im Zuge der Kanal- und Stralenplanung ermittelt. Bei
Gelandeveranderungen oder der Festlegung von Gelandeoberkanten im Bereich der Grund-
sticksgrenzen sind die HOhenvorgaben des Tiefbauamts zu den geplanten 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen bzw. die Bestandshéhen der angrenzenden Grunflachen zwingend zu beach-
ten. Auffillungen im Bereich der Baugrundstlicke sind max. bis zur Héhe der jeweiligen Stra-
Ren-Hinterkanten zulassig. Stitzmauern sind unzulassig. Niveauunter-schiede zwischen be-
nachbarten Grundstiicken sowohl innerhalb des Bebauungsplanumgriffs als auch zu den an-
grenzenden Flachen auRerhalb des Geltungsbereichs sind folglich auf dem eigenen Grund-
stlick auszugleichen und zu verziehen, um eine Beeintrachtigung der Nachbargrundstiicke
zu vermeiden.
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1.2.4

Abgrabungen im Bereich der Baugrundstiicke sind zur Vermeidung von insbesondere grof3-
flachigen Abgrabungen, die das Erscheinungsbild der Baugrundstiicke bzw. des Baugebiets
beeintrachtigen, ausgeschlossen.

Sollten im Einzelfall Aufflllungen Uber das festgesetzte Mal3, Stitzmauern und Abgrabungen
unumganglich sein, so ist die GréRe und Gestaltung mit der Genehmigungsbehdérde abzu-
stimmen, um eine einheitliche Struktur zu erreichen und ein vertragliches Nebeneinander zu
sichern.

Um den Bedarf an Ausgleichsflachen zu minimieren, ist als Vermeidungsmafnahme die Ver-
wendung von versickerungsfahigen Belagen bei offentlichen Stellplatzen vorgesehen.

Im Bereich der Hausgruppen und Mehrfamilienhduser (Geschosswohnungsbau) erfolgt zu-
dem eine verdichtete, flachensparende Bauweise, die dem sparsamen Umgang mit Grund
und Boden dient.

Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Durch den Neubau von Gebauden und Verkehrsflachen wird im Plangebiet ein erheblicher
Anteil der Flachen versiegelt. Wertvolle Béden mit sehr hoher Ertragsfahigkeit gehen verlo-
ren.

Die nutzungsbedingte Beeintrachtigung der Béden durch die intensive landwirtschaftliche Be-
wirtschaftung entfallt.

Im Bebauungsplanumgriff ist mit Kampfmittelfunden zu rechnen, weshalb vor Beginn von
Baumalnahmen eine Kampfmittelfreimachung erforderlich wird. Sollten beim Ausbau des
geplanten Baugebiets weitere Altlastenverdachtsflachen/Belastungen festgestellt werden, ist
wie unter Punkt 11.2.3 beschrieben zu verfahren.

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Die vorhandenen, fruchtbaren landwirtschaftlichen Nutzflachen bleiben erhalten; gleiches gilt
fur die der Nutzung entsprechenden Bodenbeeintrachtigungen.

Es findet keine Flachenversiegelung statt.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Auf die mit der Bodenversiegelung verbundenen Kompensationserfordernisse reagiert der
Bebauungsplan mit der Festsetzung zur Verwendung versickerungsfahiger Belage bei 6ffent-
lichen Stellflachen und der Ausweisung von Ausgleichsflachen.

Ferner bestehen Festsetzungen zur verdichteten, flachensparenden Bauweise bei den Haus-
gruppen und Mehrfamilienhdusern; dies dient dem sparsamen Umgang mit Grund und Bo-
den.

Vor Beginn der Baumalinahmen hat eine Kampfmittelfreimachung zu erfolgen.

Unvermeidbare Belastungen

Eine Uberbauung und damit anteilige Versiegelung der Béden im Stadtgebiet ist aufgrund
des stetig steigenden Wohnraumbedarfs in Ingolstadt unvermeidbar.

Schutzgut Wasser

Die Bewirtschaftung des Wasserhaushaltes ist mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung
i.S. von §1 Abs.5 BauGB so zu entwickeln, das auch nachfolgenden Generationen ohne Ein-
schréankungen alle Optionen der Gewassernutzung offen stehen.

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Im Planungsumgriff befinden sich weder Oberflachengewasser noch Wasserschutzgebiete.
An der sudlichen Grenze des Baugebietes allerdings befindet sich entlang der bestehenden
StralRe ein Entwasserungsgraben.

Die vornehmlich landwirtschaftliche Nutzung bedingt eine der Nutzung entsprechende Beein-
trachtigung des Schutzgutes Wasser. Im Bereich der Bestandsstralten und des Samhofs sind
Teilflachen versiegelt bzw. mit Geholzpflanzungen eingegrint.
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Wasserversorgung und Wasserentsorgung / Abwasser

Die beiden bestehenden Objekte ,Samhof 1 und ,Samhof 2“ sind bereits erschlossen. Alle
Neubauten sind vor Bezugsfertigkeit an die zentrale Wasserversorgungs- und Abwasserbe-
seitigungsanlage anzuschlieen. Zwischenlésungen sind nicht méglich.

Der Trassenverlauf samtlicher neuer Leitungen ist im weiteren Verfahren abzustimmen; fir
diese ist innerhalb der geplanten Stral3en eine Versorgungsflache freizuhalten.

Fir die Trasse der bestehenden Hauptwasserleitung entlang der Krumenauerstral3e ist It.
Auskunft der INKB zu beachten, dass eine Uberdeckung von 2,00 m nicht (iberschritten wer-
den sollte. Insbesondere hinsichtlich der im Siiden des Plangebiets vorgesehenen Gelande-
anhebung um ca. 1,50 bis 2,00 m auf eine Hohe von rund 374 m . N.N. (zur Erméglichung
der Niederschlagswasser-Versickerung vor Ort), ist darauf zu achten, dass die max. zulassige
Uberdeckung der Hauptwasserleitung eingehalten wird.

Das geplante Baugebiet wurde 2012 bei der Generalentwasserungsplanung der Stadt In-
golstadt bertcksichtigt. Die Ableitung des Schmutzwassers erfolgt Uber neu zu errichtende
Kanale mit Anschluss an die bereits vorhandene Mischwasserkanalisation in der Krumenau-
erstralle. Beim Bau dieser Kanale wird die Bautechnik darauf abgestimmt, dass an der be-
nachbarten Bebauung keine Schaden durch WasserhaltungsmalRnahmen entstehen kénnen.
Die im Baugrundgutachten empfohlene Beweissicherung an bestehenden Nachbargebauden
ist somit im Zusammenhang mit Kanalbauarbeiten nicht erforderlich.

Die Ableitung des Schmutzwassers erfolgt zur Zentralkldranlage des Zweckverbandes ZKA
Ingolstadt; Die vollbiologische Klaranlage entspricht dem Stand der Technik und ist ausrei-
chend aufnahmefahig.

Die Grundstiickseigentimer haben grundsatzlich alle Mallnahmen zu unterlassen, die den
Bestand, die Sicherheit, den Betrieb und die Unterhaltung der Grundstlicksanschlisse (An-
schlusskanale) fur die Grundsticksentwasserung beeintrachtigen bzw. gefahrden. Alle Ent-
wasserungsgegenstande, die unterhalb der Riickstauebene liegen, sind daher vom Grund-
stlickseigentiimer gegen Riickstau aus dem o&ffentlichen Kanal zu sichern. Die hierbei maf3-
gebende Riickstauebene ist auf den nachst héhergelegenen Kanalschacht der anliegenden
Stralle festzulegen. Die Grundsticksanschlusse fur die Entwasserung (Leitungen inkl. An-
schlussschacht Uber dem 6ffentlichen Entwésserungskanal bis einschl. des Kontrollschach-
tes) sind innerhalb eines Schutzstreifens von 1,00 m bezogen auf die Au3enkante des jewei-
ligen Baukoérpers (Entwasserungskanal bzw. Schachtbauwerk) von jeglicher Bebauung und
Bepflanzung mit Bdumen und tiefwurzelnden Strauchern freizuhalten. Kontrollschachte dur-
fen nicht Giberdeckt werden. Hausdrainagen, Zisterneniiberlaufe und Uberlaufe aus Sicker-
anlagen dirfen nicht an die 6ffentliche Kanalisation oder an Felddrainagen angeschlossen
werden. Eventuell vorhandene Drainagesammler und Drainageleitungen sind an den angren-
zenden Grinflachen anzukoppeln und in einem Schacht zusammenzufassen. Die Funktions-
fahigkeit des Systems darf nicht nachteilig beeinflusst werden. Weiterfiihrende Informationen
bezliglich Riickstau, Dichtigkeitsnachweis, Grundstlicksanschliisse konnen bei den Ingol-
stddter Kommunalbetrieben eingeholt werden.

Die Entwasserungsanlagen sind von den Grundstiickseigentimern nach den anerkannten
Regeln der Abwassertechnik zu planen, herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten und zu
andern. Vor Inbetriebnahme ist ein Dichtheitsnachweis der Grundsticksentwasserungsan-
lage gemafR DIN EN 1610 ,Einbau und Prifung von Abwasserleitungen und Kanalen® bei den
Ingolstadter Kommunalbetrieben ASR vorzulegen.

Eine ausreichende Léschwasserversorgung des Plangebiets kann entsprechend den Regel-
werken der DVGW durch die Méglichkeit zur Errichtung von Uber- und Unterflurhydranten auf
offentlichen und privaten Flachen sichergestellt werden. Gem. Auskunft INKB kénnen fur den
Grundschutz 96 bzw. 192 m?®h Léschwassermenge bereitgestellt werden; genaue Angaben
zur Léschwassermenge werden im weiteren Verfahren anhand der festgelegten Geschoss-
flachenzahlen ermittelt. Die Loschwasserbereitstellung (Grundschutz) erfolgt ausschlielich
tber Uberflurhydranten nach DIN EN 14384, die durch waagerechte weil-rot-weile Farb-
streifen normgerecht zu kennzeichnen sind. Zu beachten sind zum einen die Vorgaben des
Amtes fiir Brand- und Katastrophenschutz beziiglich der Anforderungen an kiinftige Hydran-
ten-Standorte, zum anderen kénnen sich im weiteren Verfahren zuséatzliche baurechtlich An-
forderungen an die Loschwasserversorgung flir den Objektschutz (z.B. von Wohnquartieren)
ergeben.
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(1)

Grundwasser

Zur Beurteilung der Grundwassersituation wurde auf das Ingolstadter Grundwassermodell mit
Grundwasserflurabstandskarte und auf Grundwasserbeobachtungen der Ingolstadter Kom-
munalbetriebe A6R (Pegel 4038 und 70) zurlickgegriffen. Folgender Sachverhalt ergibt sich
daraus fur das Plangebiet:

Die Grundwasserfliel3richtung verlauft weitgehend in slidéstliche Richtung. Wegen des gro-
Ren morphologischen Héhenunterschiedes (ca. 5,00 bis 6,00 m) vom ndrdlichen zum sudli-
chen Teil des Plangebietes mit dem Ubergangsbereich von der Hochterrasse zum quartéren
Flusstal sind stark wechselnde Grundwasserhéhen und Grundwasserflurabstéande zu ver-
zeichnen.

Die mittleren langjahrigen Grundwasserstande liegen fir den sidlichen Teil des Plangebiets
bei ca. 370,80 m G.N.N.; Fur den nérdlichen Teil steigen die Grundwasserstande bis auf ca.
373,00 m G.N.N. an. Die Grundwasserflurabstande liegen entsprechend bei ca. 1,20 m im
sudlichen und bei ca. 4,50-5,00 m im nérdlichen Plangebiet. Bei ca. zehnjahrigen Grundwas-
serhdchststanden verringern sich die Grundwasserflurabstdnde um ca. 0,50 m auf Flurab-
stdnde von bis zu ca. 1,00 m im sudlichen und bis ca. 4,00 m im nérdlichen Teil und damit
auf eine Héhenkote von ca. 371,00 m G.N.N. (im Siden) bis ca. 373,50 m G.N.N. (im Norden).
Weiterfiihrende Informationen bezliglich Bemessungswasserstanden, etc. sind grundsticks-
bezogen vom Bauherren bei den Ingolstadter Kommunalbehérden einzuholen.

Im Bereich der Gelandeabflachung sudlich des Samhofs treten besonders geringe Grund-
wasserflurabstande mit Abstdnden von teilweise unter 1,00 m auf. Wie im Baugrundgutachten
ausgefihrt, sind ungeachtet der Grundwasserstande insbesondere im Anschluss an ergie-
bige Regenereignisse in den oberflaichennahen Schichten Stau- und Schichtenwéasser zu er-
warten, die bis zur Geldndeoberkante ansteigen kdnnen. V.a. im Bereich der Hochterrasse
(nérdlich des Samhofs) ist bei mittleren Grundwasserverhaltnissen und den genannten Griin-
dungstiefen partiell mit Schichtenwasser zu rechnen. Im Bereich des Samhofs (mittlerer
Hangbereich mit Ubergang von der Hochterrasse zum quartaren Flusstal) ist im Kellerbereich
mit Grundwasser zu rechnen.

Das Plangebiet ist weitestgehend hochwasserfrei. Im stidlichen Bereich kann es jedoch zu
hochwasserbedingten Grundwasseranstiegen mit oberflachlichen Uberschwemmungen
kommen. So war die im Sudden an das Plangebiet angrenzende Grundsticksflache in den
Jahren 2002 und 2011 infolge von Starkregenereignissen uberflutet.

mittlerer mittlerer hoher Hochwasser
Grundwasserstand | Grundwasserstand | (HQ 100)
(MW) (MHGW)
Grundwasserhéhen ca. 370,80 sudl. ca. 371,00 sudl. ca. 371,50 sudl.
(m 0.N.N.) ca. 373,00 nordl. ca. 373,50 nordl. ca. 373,60 nordl.
Grundwasserflur- ca. 1,20 sudl. ca. 1,00 sudl. >0,5m
abstande (V'  (m) ca. 4,50 nordl. ca. 4,00 nordl.

Bezogen auf die derzeitigen Gelandehdhen (digitales Gelandemodell DGM2 von 2009)

Gemaly Auskunft der INKB wird die Grundwassersituation im Bereich des Plangebietes seit
dem 10.06.2018 durch drei neu errichtete Grundwassermessstellen beobachtet (Standorte
der Messstellen: s. Plangrafik). Zur Beweissicherung werden laufend Grundwasserdaten im
Rahmen eines Grundwassermonitorings mittels digitaler Datenlogger erfasst. Durch die um-
fassenden Beobachtungen und Messungen des Grundwassers soll sichergestellt werden,
dass Veranderungen in der Grundwassersituation erkannt und ggf. gegengesteuert werden
koénnen.

Diesbezilglich wird darauf hingewiesen, dass Baukorper, die in den Grundwasserhorizont
eingreifen, auch nach der Bauphase Veranderungen hervorrufen kénnen. Beispielsweise
sind Grundwasseraufhdhungen im Anstrombereich und Grundwasserabsenkungen im
Abstrombereich von Baukdrpern sowie lokale Verdanderungen der Grundwasserflief3richtung
maoglich. Eine zusatzliche, wenn auch temporare Beeinflussung des Grundwassers ist durch
Sickeranlagen (Rigolen oder Mulden) zu erwarten. Insbesondere in Verbindung mit den zuvor
genannten Grundwasseraufhdhungen kénnen sich daher negative Auswirkungen auf die um-
liegende Bebauung verstarken.
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Generell sind die Bauherren daher aufgrund der lokal sehr heterogenen Baugrundverhalt-
nisse (ausgehend von einer Grindungstiefe von 2,5 m: kleinrdumig wechselnd Kiese, Sande,
Schluffe) und Versickerungsfahigkeit der Béden verpflichtet, sich selbst um Grundwasser-
schutz zu kimmern. Ferner ist von den Bauherren fir das jeweilige Baufeld ein an das Bau-
vorhaben angepasstes geotechnisches Gutachten zu erstellen, das neben der geotechni-
schen Beurteilung des Baugrundes mit Griindungsempfehlungen auch Angaben zu einer
mdglichen Beeinflussung der umgebenden Bebauung (Thema Erschutterung und Grundwas-
serstandsbeeinflussung) und zur Niederschlagswasserbeseitigung enthalt. Das Gutachten ist
Bestandteil des Bauantrages.

Die Ergebnisse des fiir das gesamte Baugebiet erstellten Baugrundgutachtens (Ingenieur-
biro KARGL GEOTECHNIK) sind dabei zu berticksichtigen. Diese kdnnen im Stadtplanungs-
amt der Stadt Ingolstadt eingesehen werden. U.a. wird darauf hingewiesen, dass aufgrund
der vorgefundenen Bodenverhaltnisse generell Bodenaustauschmallinahmen, Bodenverbes-
serungsmalfinahmen oder Tiefgrindungsmalnahmen einzuplanen sind. Dazu werden klein-
raumige Untersuchungen von Seiten der Bauherren im Bereich der einzelnen Baumalfinah-
men erforderlich. Tendenziell ist stidlich des Samhofs mit grofierem Griindungsaufwand zu
rechnen als im Norden. Entsprechend soll das Gelande im Bereich der siidlichen Baugrund-
stlicke zur Verbesserung der Bebaubarkeit gro3flachig bis auf das sudliche Niveau des Sam-
hofs aufgefullt werden (ca. 2,00 m).

Bei Errichtung von Kellerrdumen, Tiefgaragen und Tiefbehaltern sind die jeweiligen Boden-
verhaltnisse zu beachten und die bauliche Ausbildung auf die vorliegenden Verhaltnisse ab-
zustimmen. Keller sind grundsatzlich wasserdicht auszubilden, im Regelfall werden Ab-dich-
tungen nach DIN 18195 oder Bauweisen in wasserundurchlassigem Beton erforderlich. Tief
liegende Gebaudeteile (Keller/TG) sind unter Berticksichtigung des Bemessungswasserstan-
des (hochster zu erwartender Grundwasserstand mit projektspezifischem Zuschlag) mit
druckwasserdichten Wannen zu versehen und ggf. gegen Auftrieb zu sichern. Auch Keller-
offnungen (Fenster, Treppen, etc.), die unterhalb des Bemessungswasserstands liegen, sind
wasserdicht umschlossen auszubilden.

Der Uberflutungsschutz bei Starkregenereignissen ist bei der baulichen Nutzung zu beach-
ten. Zum einen wird von Seiten der Ingolstadter Kommunalbetriebe empfohlen, den hdchsten
Punkt mdglicher Tiefgaragenzufahrten auf Privatgrund mindestens zwdlf Zentimeter Uber
dem Strallenniveau anzuordnen. Fur den Bereich des Baufeldes 12 gilt zusatzlich: Sollte
durch die Stralendetailplanung in diesem Bereich kein ausreichender Schutz realisierbar
sein, so kdnnen Aufflllungen zwischen strallenseitiger Grundstiicksgrenze und Gebaude bis
zu 20 Zentimeter Uber dem Bezugspunkt (mittlere Stralenhinterkante) zugelassen werden.
Dies soll verhindern, dass bei Starkregenereignissen Oberflichenwasser von &ffentlichen
Flachen auf Privatgrundstiicke flieRt. Zum anderen wurden, soweit méglich, zur Uberflutungs-
vorsorge entsprechend die Lage der ErschlieRungsstrallen sowie die Anordnung der Ge-
baude gewanhlt. Die in Nord-Siuid-Richtung verlaufenden o6ffentlichen Griinflachen bieten die
Moglichkeit, Oberflachenwasser aus 6ffentlichen Flachen aufzunehmen bzw. abzuleiten.
Zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf Bestandsgebdude und die neue Bebauung be-
steht die Festsetzung zur Ausfihrung erschitterungsarmer BaugrubenumschlieRungen (z.B.
Uberschnittene Bohrpfahle/vorgebohrte Spundwénde) in Verbindung mit geschlossenen
Wasserhaltungsmaflnahmen.

Niederschlagswasser
Ein leistungsfahiger Vorfluter ist vorhanden (Donau, Gewasser I. Ordnung).

Eine Versiegelung der Gelandeoberflache ist aus dkologischer Sicht grundsatzlich weitestge-
hend zu vermeiden und auf das notwendigste Maf} zu beschranken. Wo immer mdglich, sind
wasserdurchlassige Bodenbeldge zu verwenden, um den oberflachlichen Abfluss des Nie-
derschlagswassers zu verringern.

Anfallendes Niederschlagswasser aus 6ffentlichen und privaten Flachen ist, soweit mdglich,
im Plangebiet zu versickern. Um im sldlichen Bereich eine Niederschlagswasserbeseitigung
durch Versickerung zu ermdglichen, ist eine Gelandeanhebung um ca. 1,5 bis 2,0 m auf eine
Hohe von ca. 374 m G.N.N. erforderlich. Diese sind im Bereich der Griinflachen zu den 6f-
fentlichen Verkehrsflachen hin abzubdschen.

Aufgrund der heterogenen Untergrundverhaltnisse mit gut durchlassigen, durchlassigen und
gering durchlassigen Bodenschichten ist zur Festlegung der Versickerungsart stets eine
grundstiicksbezogene Einzelfallbetrachtung erforderlich. Hierbei sind die Ergebnisse des
Baugrundgutachtens zu beachten.
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Der Oberflachenabfluss darf nicht zu Ungunsten umliegender Grundstiicke verlagert werden.
Die Versickerung hat grundséatzlich auf den Grundstiicken entsprechend den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik breitflachig Uber belebte Bodenschichten zu erfolgen oder ist
anderweitig zu nutzen. Einer linien- (Rigole) oder punktférmigen (Sickerschacht) Versicke-
rung kann nur zugestimmt werden, wenn der Nachweis gefuhrt wird, dass eine flachige Ver-
sickerung nicht mdéglich ist. Vom Tiefbauamt wird als StralRenbaulasttrager ein Konzept fiir
die Versickerung des Niederschlagswassers aus 6ffentlichen Flachen erstellt.

Eine Versickerung des Niederschlagswassers lber belastete Aufflillungen oder Béden ist un-
zulassig. Kontaminierte Auffillungen im Bereich von evtl. geplanten Versickerungsanlagen
sind entsprechend den Sickerwegen vollstandig auszutauschen und ordnungsgeman zu ent-
sorgen. Die Z0-Werte der LAGA-Boden sind dabei einzuhalten. Dies ist durch Sohl- und Flan-
kenbeprobungen zu belegen. Der Parameterumfang ist im Vorfeld mit dem Wasserwirt-
schaftsamt abzustimmen.

Abgrabungen im Bereich der Baugrundstiicke sind gemaf Festsetzung zum Schutz vor Was-
sereintritten bei Starkregenereignissen ausgeschlossen.

Grundsatzlich sind alle Versickerungsanlagen bei Planung, Bau und Betrieb nach dem aktu-
ellen Stand der Technik auszufiihren. Es gelten die DWA-Regelwerke, das Arbeitsblatt A 138
(,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser®) und
das Merkblatt M 153 (,Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser®), die ATV-
Arbeitsblatter A 117 (,Bemessung von Regenriickhalterdumen®) und A118 (,Richtlinien fir
die hydraulische Berechnung von Schmutz-, Regen- und Mischwasserkanalen®), die Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV zur erlaubnisfreien und schadlosen Versi-
ckerung von Niederschlagswasser) und die technischen Regeln TRENGW (zur schadlosen
Einleitung von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser) in der jeweils gilti-
gen Fassung. Weiterfiihrende Informationen bezlglich Versickerung und Niederschlagswas-
serfreistellungsverordnung kénnen bei den Ingolstadter Kommunalbetrieben eingeholt wer-
den.

Ziel ist es insgesamt, die Neubildung von Grundwasser zu férdern und den oberflachennahen
Wasserabfluss zu bremsen. Aus diesem Grund besteht zum einen die Festsetzung zur Ver-
wendung von versickerungsfahigen Beldgen bei 6ffentlichen Stellplatzen. Zum anderen die
Festsetzung, dass in allen Baufeldern Flachdacher oder flachgeneigten Dacher der Haupt-
und Nebengebaude sowie Tiefgaragenabfahrten zu begriinen sind, um eine gedrosselte Ein-
leitung des Niederschlagswassers zu erreichen. Als Mindestanforderung ist dabei eine Ex-
tensivbegrinung mit strukturstabiler Vegetationsschicht und Moos-Sedum-Kraut-Begriinung
herzustellen.

Bauwasserhaltung

Grundsatzlich sind alle Méglichkeiten und Mallnahmen der Grundwasserableitung aus 6ko-
logischen und wirtschaftlichen Griinden zu prifen.

Sollten sich im Zuge von BaumalRnahmen Grundwasserabsenkungen als notwendig erwei-
sen, sind diese beim Umweltamt der Stadt Ingolstadt wasserrechtlich zu beantragen.

Sollte eine Einleitung des Bauwassers in die Offentliche Kanalisation unvermeidbar sein, so
sind die hydraulischen Randbedingungen und ggf. die Einleitungsstelle mit den Ingolstadter
Kommunalbetrieben abzustimmen. Sofern alternative Ableitungsmdglichkeiten flir das Bau-
wasser ausscheiden, wird bei Ableitung des Grundwassers in die 6ffentliche Kanalisation ent-
sprechend der Entwasserungssatzung ein Gebuhrensatz erhoben. Weiterfihrende Informa-
tionen zur Einleitung des Bauwassers in die 6ffentliche Kanalisation kénnen bei den Ingol-
staddter Kommunalbetrieben eingeholt werden.

Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Im Plangebiet werden durch den Bau von Gebauden und StralRen zuséatzliche Flachen ver-
siegelt und damit der oberflachliche Abfluss von Niederschlagswasser beschleunigt und die
Grundwasserneubildung reduziert.

Die durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung bedingten Beeintrachtigungen des
Schutzgutes Wasser entfallen.
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1.2.5

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Es findet keine zusatzliche Versiegelung statt. In den vorhandenen Wasserhaushalt wird nicht
eingegriffen.

Eine Beeintrachtigung des Schutzgutes Wasser einhergehend mit der Nutzung als landwirt-
schaftliche bzw. teilversiegelte Flache im Bereich der BestandsstraRen und des Samhofs
bleibt bestehen.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Aufgrund der im Plangebiet angestrebten, breitflachigen Versickerung von Niederschlags-
wasser und der als Vermeidungsmaflnahme festgesetzten Verwendung von versickerungs-
fahigen Belagen bei offentlichen Stellplatzen wird dem Effekt eines beschleunigten, ober-
flachlichen Abflusses und einer verringerten Grundwasserneubildungsrate entgegengewirkt.
Auch die Festsetzung zur Begriinung von Flachdachern oder flachgeneigten Dacher der
Haupt- und Nebengebaude bzw. Tiefgaragenabfahrten tragt im Falle der Umsetzung von
Dachbegriinungen durch die Bautrager dazu bei, Niederschlage direkt im Baugebiet zu bin-
den, den Niederschlagswasserabfluss zu drosseln und zu verringern.

Zur Vermeidung negativer Auswirkungen auf Bestandsgebaude und die neue Bebauung be-
steht die Festsetzung zur Ausflihrung erschitterungsarmer Baugrubenumschlief3ungen in
Verbindung mit geschlossenen Wasserhaltungsmafinahmen.

Unvermeidbare Belastungen

Eine durch den Bau von Strallen und Gebauden entstehende Versiegelung und der damit
einhergehende Eingriff in den Wasserhaushalt sind aufgrund des stetig steigenden Wohn-
raumbedarfs in Ingolstadt nicht zu vermeiden.

Schutzgut Luft und Klima

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Im Falle der Bebauung von Stadt- und Landschaftsraumen sind Umweltauswirkungen aus
ansteigender verkehrlicher und allgemeiner Erwarmung aufgrund Uberbauung und abneh-
mender Luftzirkulation zu erwarten.

Die klimatische Funktion des Bebauungsplangebietes ergibt sich aus der Lage am stdwest-
lichen Ortsrand von Friedrichshofen-Hollerstauden mit Ubergang von der bestehenden Be-
bauung zum offenen Freilandklima der im Siden und Westen angrenzenden Freiflachen. Die
landwirtschaftlichen Nutzflachen und Gehdlzstrukturen tragen zur Luftbefeuchtung und
Feinstaubbindung bei, wahrend sich die Umgriffe der asphaltierten Flurwege und der Be-
standsgebaude im Sommer aufheizen.

Auch die geplanten Bau- und Verkehrsflachen heizen sich im Sommer auf und verursachen
im Bereich des Kleinklimas erhdhte Temperaturen. Zudem ist durch die teils hohen Baukdrper
mit einer abnehmenden Luftzirkulation im Plangebiet selbst und in der unmittelbaren Umge-
bung zu rechnen. Festsetzungen zur baulichen Nutzung schranken diese Faktoren aber teil-
weise ein. So ist zum einen im Baufeld 10 die Verwendung von Metalldachern unzulassig,
wodurch eine Ubermaflige Aufheizung und Rickstrahlung der Baukdorper vermieden wird.
Zum anderen ist festgesetzt, dass in allen Baufeldern die Flachdacher oder flachgeneigten
Dacher der Haupt- und Nebengebaude sowie der Tiefgaragenabfahrten zu begriinen sind.
Als Mindestanforderung ist eine Extensivbegriinung mit strukturstabiler Vegetationsschicht
und Moos-Sedum-Kraut-Begriinung herzustellen.

Die bisherige Kaltluftentstehungswirkung innerhalb des Umgriffs bleibt entsprechend durch
die geplanten 6ffentlichen und privaten Grunflachen erhalten, wird durch die zu erwartende
strukturreichere Gestaltung mit Gehdlz- und Strauchbestand voraussichtlich sogar verbes-
sert. Denn diese wirken dem lokalen Erwarmungseffekt u.a. durch Schattenwirkung und Luft-
befeuchtung kinftig zusatzlich entgegen. Auch werden hierdurch vermehrt Feinstaube ge-
bunden und Sauerstoff freigesetzt.

Die Festsetzungen zur Situierung der Bauwerke — u.a. durch die grof3en Baufenster, die Ge-
baudeorientierung, die Héhenstaffelung und die versetzte Anordnung der Baukdrper mit ein-
hergehenden, guten Besonnungs- und Belichtungsverhaltnissen — ermdéglichen ferner die ak-
tive (z.B. thermischen Solaranlagen, Photovoltaikanlagen) und passive (z.B. Wintergarten)
Solarenergienutzung. Aus Immissionsschutzgriinden besteht die Festset-zung, dass zur
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11.2.6

Warme- und Energieversorgung nur Gas-, Kraftwarmekopplungs- und Feuerungsanlagen mit
Heizdl und Holz erlaubt sind. Die Verwendung des fossilen Brennstoffs Kohle ist verboten.

Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Das geplante Baugebiet fuhrt im Bereich des Kleinklimas zu einer geringfugigen Erhéhung
der Umgebungstemperaturen und zu geringer Abnahme der ortlichen Luftzirkulation, wobei
davon auszugehen ist, dass sich diese Auswirkungen durch die Festsetzungen zur baulichen
Nutzung sowie die geplanten Griinflachen insgesamt ausgleichen.

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung
Der gegenwartige Zustand wird nicht verandert. Es erfolgt keine Beeinflussung des lokalen
Kleinklimas.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Die geplanten BegriinungsmalRnahmen sowie die Festsetzungen zur baulichen Nutzung
schranken den kunftig zu erwartenden Erwarmungseffekt und die Auswirkungen auf die Luft-
zirkulation durch Uberbauung ein und wirken diesen entgegen.

Schutzgut Landschaft

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Das Plangebiet ist vorwiegend durch landwirtschaftliche Nutzflachen gekennzeichnet. Ent-
lang der nérdlichen Umgriffsgrenze verlauft eine eingewachsene Heckenstruktur und im Os-
ten die KrumenauerstralRe, von der aus etwa auf halber Hohe der Samhof mittig in das Areal
hineinreicht.

Das Landschaftsbild ist daher v.a. durch den Samhof gepragt. Dieser besitzt einen Solitar-
charakter mit Funktion als Landmarke, die v.a. durch die Weitldufigkeit der umgebenden Fel-
der gepragt ist.

Gemal Regionalplan grenzen das landschaftliche Vorhaltegebiet ,Schuttertal®, der regionale
Grunzug ,Schuttertal und Bachtaler bei Ingolstadt” sowie als Schwerpunktgebiet des regio-
nalen Biotopverbundes verzeichnete Flachen sidlich an das Vorhabengebiet an.

Um den jetzigen Solitarcharakter des Samhofs geringstmaoglich zu beeintrachtigen, sind zum
einen die angrenzenden Baufelder im Siden und Westen raumlich vom Samhof abgertickt
und die zwischenliegenden Flachen als offentlicher Griinzug ausgewiesen. Zum anderen ist
fur den Bereich der kleinteiligen Bebauung mit Einzel- und Doppelhdusern nordlich des Sam-
hofs eine max. Gebaudekubatur festgelegt.

Fir die Ubrigen Gebaude gelten ebenfalls Festsetzungen zur Geschossigkeit und Wandhdhe
bzw. zur Dachgestaltung und zu technischen Aufbauten.

Insgesamt sieht die Hohenentwicklung vor, dass die sudlich gelegenen Gebdude mit An-
schluss an die Schutzgebiete und die freie Landschaft sowie die Gebaude innerhalb des Ein-
wirkbereichs der Hubschrauber-Einflugschneise und um den Samhof niedriger zu halten sind
und nur nach Norden ein wesentlicher Anstieg erfolgt, wo an die Geschosshéhen des Klini-
kums angeschlossen wird. Hiermit reagiert die Planung auch auf die kleinteilige Nachbarbe-
bauung an der Krumenauerstralie.

Dennoch werden das bisherige, weitestgehend freie Landschaftsbild und die Sichtbeziehun-
gen zum Samhof aufgrund der Neubauten eingeschrankt.

Die geplante Begrinung der Dachflachen bzw. Durchgrinung mit 6ffentlichen und privaten
Freiflachen v.a. entlang der Randbereiche des Plangebiets ermdglicht die Umsetzung eines
griinen, strukturreichen Ortsrands als Ubergang zwischen Siedlung und Freiraum. Folgende
Festsetzungen gelten in diesem Zusammenhang:

Entlang der &ffentlichen Verkehrsflachen ist ein 1,50 m breiter bzw. zu 6ffentlichen Griinstrei-
fen und zur freien Landschaft ein 3,00 m breiter Grundstiicksstreifen von jeglichen baulichen
und sonstigen Anlagen freizuhalten und zu begriinen (ausgenommen Einfriedungen/Anlagen
zur Unterbringung von Milltonnen).

In allen Baufeldern sind die Flachdacher oder flachgeneigten Dacher der Haupt- und Neben-
gebaude sowie Tiefgaragenabfahrten zu begrtinen.
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1.2.7

Ferner sind alle Leitungen in der Stral’e bzw. im Gehweg unterirdisch unterzubringen.
Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Eine Uberbauung und damit anteilige Beeintrachtigung des Landschaftsbildes ist aufgrund
des stetig steigenden Wohnraumbedarfs in Ingolstadt unvermeidbar.

Bzgl. des Landschaftsbildes und der bisherigen Sichtbeziehungen ergeben sich Einschran-
kungen durch die geplante Bebauung. Gestaffelte Geschossigkeiten und Vorgaben zu Dach-
aufbauten sollen jedoch einem behutsamen Ubergang zwischen der freien Landschaft und
den bereits bebauten Flachen im Norden und Osten Rechnung tragen.

Zudem wird durch abgeriickte bzw. kleinteilige Baustrukturen mit begrenzter Geschossigkeit
im Umgriff des Samhofs und zusatzliche, zwischenliegende Griinflachen auf den Solitarcha-
rakter der Hofanlage eingegangen, um diese maoglichst als Landmarke zu wahren.

Die groRRzligig begriinten Randbereiche und weitere Vorgaben zur Dachgestaltung ermdgli-
chen einen aufgewerteten Anschluss des Baugebiets an die freie Landschaft.

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung
Die vorhandenen Flachennutzungen bleiben erhalten.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Als Vermeidungsmafnahme erfolgt die gro3zligige Eingriinung des Baugebiets, zu der ins-
besondere auch die Festsetzung zur Begriinung von Flachdachern oder flachgeneigten Da-
chern der Haupt- und Nebengebaude bzw. Tiefgaragenabfahrten beitragt.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgiiter

Unter Kultur- und sonstigen Sachgitern sind Giiter zu verstehen, die Objekte von gesell-
schaftlicher Bedeutung (wie architektonisch wertvolle Bauten oder arch&ologische Schatze)
darstellen und deren Nutzbarkeit durch das Vorhaben eingeschrankt werden kdnnte.

Bestandsaufnahme und Bewertung der Umweltauswirkungen

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich It. Bayerischem Landesamt fiir Denk-
malpflege folgende Bodendenkmaler: Siedlung vermutlich der Bronze- und Eisenzeit sowie
der rémischen Kaiserzeit (Inv.-Nr. D-1-7234-0044) und StralRe der rémischen Kaiserzeit (Inv.-
Nr. D-1-7234-0052).

Gemal Vorgaben des Bayerischen Landesamts flir Denkmalpflege sind die Bodendenkmaler
gemal Art. 1 BayDSchG in ihrem derzeitigen Zustand vor Ort zu erhalten. Der ungestorte
Erhalt besitzt Prioritat. Weitere Planungsschritte sollten diesen Aspekt bertcksichtigen und
Bodeneingriffe auf das unabweisbar notwendige Mindestmal} beschrankt werden. Soweit Bo-
deneingriffe durch die Planung nicht zu vermeiden sind, sollte zumindest fir Teilflachen eine
fachgerechte, konservatorische Uberdeckung vorgesehen werden, um die Eingriffe in die
Denkmalsubstanz zu verringern. Sollte keine Moglichkeit bestehen, Bodeneingriffe durch
Umplanung vollstandig oder in groken Teilen zu vermeiden bzw. eine konservatorische Uber-
deckung durchzufihren, ist als ErsatzmalRnahme eine archéologische Ausgrabung durchzu-
fuhren.

Das Plangebiet tiberlagert im Norden und Westen erhebliche Teilflachen dieser Bodendenk-
maler und es muss mit weiteren bislang unbekannten Bodendenkmalern gerechnet werden.
Daher ist fir Bodeneingriffe jeder Art und fur eine Freigabe zur Bebauung eine Erlaubnis nach
Art. 7 Abs. 1 BayDSchG erforderlich. Diese ist rechtzeitig vor ErschlieBungs- bzw. Baubeginn
in einem eigenstandigen Erlaubnisverfahren bei der zustdndigen Unteren Denk-malschutz-
behdérde zu beantragen. Ein Abtrag des Oberbodens darf nur unter qualifizierter archaologi-
scher Aufsicht erfolgen. Weitere MalRnahmen werden im Rahmen der denkmalpflegerischen
Erlaubnis festgelegt. Es wird darauf hingewiesen, dass qualifizierte ErsatzmalRnahmen ab-
hangig von Art und Umfang der erhaltenen Bodendenkmaler durchzufiihren sind und dass,
im Falle einer erforderlichen archaologischen Ausgrabung, diese vor der Parzellierung erfol-
gen sollte, um die Kosten fiir die spateren Grundstiickseigentiimer zu reduzieren.

Gemal Bayerischem Landesamt fir Denkmalschutz ist zudem der Samhof als Baudenkmal
kartiert: D-1-61-000-540 — Samhof 1/Samhof 2: Gutshof, Wohnhaus (Nr. 1), zweigeschossig
mit Walmdach, um 1800 erbaut, nach Mitte 20. Jh. auflerlich stark vereinfacht; neues
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1.3

Wohnhaus (Nr. 2), zweigeschossig mit Kuppelwalmdach, 1919 erbaut, modernisiert; dreifli-
geliges Okonomiegebaude, 19. und 20. Jh., westlich von Nr. 1 Satteldachbau mit preufi-
schem Kappengewdlbe, ehem. Pferde- und Schweinestall und anschlielend Getreidelager,
quer dazu Kuhstall, Satteldachbau mit finfjochigem béhmischen Kappengewdlbe auf Natur-
steinsaulen, in Hofmitte Getreidelage, Satteldachbau mit weitem Dachiberstand, westlich
von Nr. 2 Scheune und Getreidelager, Satteldachbau mit Durchfahrt).

Fir jede Art von Veranderungen an Baudenkmalern und in ihrem Nahebereich gelten die
Bestimmungen der Art. 4 bis 6 DSchG. Das Bayerische Landesamt fiir Denkmalpflege ist bei
allen Planungs-, Anzeige-, Zustimmungs- sowie Erlaubnisverfahren nach Art. 6 DSchG und
bei allen baurechtlichen Genehmigungsverfahren, von denen Baudenkmaler unmittelbar oder
in ihrem Nahebereich betroffen sind, zu beteiligen.

Zudem ist die angrenzende Bebauung dem Gebaudekomplex des Samhofs unterzuordnen;
gefordert werden u.a. Abstandsflachen zwischen Bestands- und Neubauten (durch Erhalt und
Erweiterung des bestehenden, umgebenden Griinraums) sowie an den Gutshof angepasste
Gebaudestaffelung der Neubauten.

Die Planung geht wie folgt auf die Auflagen des Landesamts fiir Denkmalschutz ein:
Baudenkmal

Der Samhof bleibt in seiner Gehoft-Struktur, Art und MaR der baulichen Nutzung und mit den
beiden weiterhin bewohnten Wohnhausern als Identifikationskern erhalten. Dies ist unter
Punkt 1.14 im Bebauungsplan festgesetzt.

Um den jetzigen Solitarcharakter des Samhofs geringstmdglich zu beeintrachtigen und des-
sen Freistellung weiterhin zu gewahrleisten, sind die Baufelder im Westen und Siiden raum-
lich vom Samhof abgertickt und die zwischenliegenden Flachen als 6ffentlicher Griinzug aus-
gewiesen. Im Baufeld 10 sind fir die Einzel- und Doppelhduser zudem Vorgaben zur Gebau-
dekubatur getroffen, damit sich die Bebauung in unmittelbarer Nachbarschaft zum denkmal-
geschitzten Samhof den dortigen Bestandsbauten unterordnet.

Bodendenkmal

Die vorhandenen Bodendenkmaler wurden gemafl § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den
Bebauungsplan tibernommen.

Auf dem fiir die CEF-MaRnahme 1 vorgesehenen Grundstiick befinden sich im siidlichen Teil
bekannte Bodendenkmaler. Da bei den geplanten MaRnahmen jedoch keine Bodeneingriffe
erfolgen, die Uber die bisher zulassige landwirtschaftliche Nutzung hinaus gehen, ist eine
Beeintrachtigung der vorhandenen Bodendenkmaler nicht erkennbar.

Entwicklungsprognose bei Durchfiihrung und Nichtdurchfiihrung der Planung

Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung

Da im Planungsgebiet archdologischen Bodenfunde nachgewiesen wurden und mit weiteren
gerechnet werden muss, ist wie vermerkt zu verfahren.

Das Baudenkmal Samhof ist in der Plandarstellung als Denkmal gekennzeichnet; es gelten
die Schutzbestimmungen nach Art. 4-6 DSchG sowie die zusatzlichen Vorgaben des Bayeri-
schen Landesamts fiir Denkmalpflege.

Prognose bei Nichtdurchfiihrung der Planung
Es ergeben sich keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter.

Geplante MaBnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich
nachteiliger Umweltauswirkungen

Bei den nachgewiesenen sowie allen moglicherweise zutage tretenden archaologischen Bo-
denfunden innerhalb des Plangebiets ist wie angegeben zu verfahren. Die Lage und Ausdeh-
nung der bekannten Funde ist dem Bebauungsplan zu entnehmen.

Bzgl. des Baudenkmals Samhof gelten Schutzbestimmungen nach Art. 4-6 DSchG sowie zu-
séatzliche Vorgaben des Bayerischen Landesamts fur Denkmalpflege, auf die durch Festset-
zungen zur baulichen Gestaltung eingegangen wird.

spezielle artenschutzrechtliche Priifung (saP)

Wie bereits unter 11.2.2. erlautert, befinden sich im Plangebiet keine biotopkartierten Flachen,
jedoch als Brut-, Lebens- und Nahrungsraum fiir Kleinsauger und Végel relevante Strukturen.
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Fir das Areal wurde deshalb durch einen Sachverstandigen eine spezielle artenschutzrecht-
liche Prufung durchgefunhrt.

Gemal der vom Bayerischen Staatsministerium fir Umwelt herausgegebenen Verfahrens-
hinweise zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) ist nach MalRgabe von § 44
Abs. 5 BNatSchG fur folgende Artengruppen zu betrachten, ob diese vom Planvorhaben be-
troffen sind:

1) Tier- und Pflanzenarten nach den Anhangen IVa und IVb der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie
(FFH-RL)

2) Samtliche wildlebenden Europaischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie (VS-
RL)

3) Arten, die in einer Rechtverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgefiihrt sind. D.h.
Arten, die in ihrem Bestand gefahrdet sind und fiir die Deutschland in hohem Male verant-
wortlich ist (sog. ,Verantwortungsarten®). (Die Regelung bzgl. dieser Arten ist derzeit noch
nicht anwendbar, da der Bund die Arten im Rahmen einer Neufassung der Bundesarten-
schutzverordnung erst noch bestimmen muss. Wann diese vorgelegt wird, ist derzeit nicht
bekannt.)

Die vom Buro Jungwirth durchgefiihrte saP ergab fir den Bebauungsplanumgriff zwei rele-
vante Beeintrachtigungen von Bestandsarten durch die Planung. Die zur Kompensation die-
ser Beeintrachtigungen und zum Erhalt der kontinuierlichen 6kologischen Funktionalitat
(CEF) durchzufihrenden MalRnahmen (CEF-MalRnahmen) wurden als Festsetzungen in den
Bebauungsplan dbernommen.

1. Auf den landwirtschaftlich genutzten Flachen im Plangebiet wurden Vogelarten nachge-
wiesen, die dem Schutzstatus gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3i.V.m. Abs. 5 Satz 1, 3 und
5 BNatSchG unterliegen. Von der Planung betroffen sind zum einen der Mausebussard
(Buteo buteo) und der Turmfalke (Falco tinnunculus), die auf diesen Flachen als Nah-
rungsgaste vorkommen. Der Erhaltungszustand der lokalen Population dieser beiden Ar-
ten wird durch das Vorhaben allerdings nicht verschlechtert, weshalb keine Verbotstat-
bestédnde zu erwarten sind und auch keine AusgleichsmafRnahmen erforderlich werden.
Zum anderen jedoch wurde innerhalb des Umgriffs ein Vorkommen der Feldlerche
(Alauda arvensis) kartiert, die als Bodenbriter auf geschitzte, aber offene Bodenstand-
orte angewiesen ist und deshalb besonders von der geplanten Bebauung betroffen sein
wird. Gemal der Roten Liste fir Deutschland wird der Erhaltungszustand dieser Art in
Bayern als schlecht und der innerhalb des Stadtgebiets Ingolstadt durch den stetigen
lokalen Populationsriickgang, der durch den andauernden massiven Flachenverbrauch
hervorgerufen wird, als mittel bis schlecht eingestuft. Bei Durchfiihrung des Planvorha-
bens besteht der Tatbestand des Schadigungsverbots von Lebensstatten, genauer des
grof¥flachigen Lebensraumverlusts durch Wohnbebauung. Soweit im weiteren Verfahren
fur diesen Lebensraumverlust der Feldlerche eine Vermeidungsmafnahme auf Grund-
lage eines definierten Kompensationskonzepts durchgefihrt wird, kann geman § 45 Abs.
7 Satz 2 BNatSchG von den Verboten § 44 BNatSchG eine Ausnahme zugelassen wer-
den. Grundvoraussetzung ist dabei, dass der Erhaltungszustand der Feldlerchenpopula-
tion im Stadtgebiet Ingolstadt gewahrt wird.

Als vorgezogene Ausgleichsmalinahme, zum Erhalt der kontinuierlichen 6kologischen
Funktionalitat der Fortpflanzungs- und Ruhestatte, fir die besonders geschiitzte Vogelart
Feldlerche (Alauda arvensis) werden im raumlichen Zusammenhang zum Eingriffsvorha-
ben fachlich geeignete Flachen fir die Art als Habitat aufgewertet (z. B. Anlage von Acker-
brachen, Bluhstreifen, Lerchenfenster, 0.4.).

Um den rdumlichen Zusammenhang zu wahren hat die Entfernung der Mallnahmenflache
nicht mehr als 2 bis maximal 5 km zu betragen. Der Mallnahmenumfang und die Flachen-
grélRe ist abhangig vom Malnahmentyp. Zudem muss die Flache einen ausreichenden
Abstand zu potentiellen Stor- und Gefahrenquellen aufweisen und muss ausreichendes
Besiedelungs- und Aufwertungspotential aufweisen. Vom Eingriffsverursacher ist eine
Herstellungskontrolle, Funktionskontrolle und Zielerreichungskontrolle durchzufiihren, um
den Ausgleich der verlorengegangenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten in Umfang und
Qualitadt nachzuweisen.

Der Beginn der Erschlielfungsmafnahmen hat auRerhalb der Brutzeit (1. Marz bis 31. Juli)
stattzufinden.
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Fur den artenschutzrechtlichen Ausgleich ist das Flurstiick 117 (Gemarkung: Mihlhausen)
vorgesehen. Hier sind geeignete MalRnhahmen, in Absprache mit der Unteren Naturschutz-
behoérde, anzulegen und bei Verpachtung vertraglich zu sichern. Das Flurstiick befindet
sich im Eigentum der Stadt Ingolstadt.

2. Durch die Bebauung ist mit dem Verlust der nérdlichen Gehdlzstruktur zu rechnen,
wodurch diese in ihrer Funktion als Brut-, Lebens- und Nahrungsraum verloren geht. Vor
allem die Stérung des Brutgeschafts der dort vorkommenden Vogelarten stellt einen Ein-
griff in die kontinuierliche 6kologische Funktionalitat des Plangebiets dar und macht zur
Vermeidung von Beeintrachtigungen der lokalen Populationen als Vermeidungsmal-
nahme die Schaffung eines Ersatzlebensraums notwendig. Die spatere Eingriinung der
neuen Baufelder kann den Verlust der Feldhecke in der offenen Feldflur nicht ersetzen.

Zur Vermeidung wird entsprechend die Ausgleichsmaf3nahme CEF 2 festgesetzt:

Der Lebensraumverlust durch die im Norden zu rodende Heckenstruktur ist im ndheren
Umfeld des Plangebiets auszugleichen. Der erforderliche Umfang fir den Ausgleich wird
auf Grundlage der ,Eingriffsregelung in der Bauleitplanung® des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums fur Landesentwicklung und Umweltfragen ermittelt.

Der Ausgleich wird gemal Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde direkt in-
nerhalb des Baugebiets auf der Ausgleichsflache mit der Flurnummer 3127/2 geschaffen.
Die zu entfernende Heckenstruktur ist 1:1 zu ersetzen. Auf 1293 m? ist eine standortge-
rechte, mesophile Gehdlzstruktur anzulegen. Zu verwenden sind heimische Strauch- und
Baumarten Il. oder lll. Ordnung, die als Nist- und Nahrgehdlze dienen.

Folgende Arten sind hierfiir zu verwenden: Hainbuche (Carpinus betulus), Holzapfel (Ma-
lus sylvestris), Traubenkirsche (Prunus padus), Schlehe (Prunus spinosa), Zweigriffliger
Weiltdorn (Crataegus laevigata), Gemeine Hasel (Corylus avellana), Roter Hartriegel
(Cornus sanguinea), Gewohnliches Pfaffenhitchen (Euonymus europaeus), Faulbaum
(Rhamnus frangula), Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus), Rote Heckenkirsche (Lo-
nicera xylosteum), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Berberitze (Berberis vulgaris),
Hagebutten tragende Wildrosen (Rosa spec.).

Mit Dornen bewehrte Pflanzen sind zum Schutz in die Randbereiche zu pflanzen. Die
Hecke ist im Westen der Ausgleichsflache anzulegen, um eine Anbindung an die offene
Landschaft bzw. zum Golfplatz zu gewahrleisten. Die Hecke ist mindestens zweireihig
anzulegen.

Die festgesetzten CEF-MaRnahmen sind gemal BNatSchG als Malihahmen zur Sicherung
der kontinuierlichen &kologischen Funktionalitdt (vorgezogene Ausgleichsmafinahmen im
Sinn von § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG) vor Baubeginn umzusetzen.

Der Pflanztermin fiir die Feldhecke ist demnach vor Rodungsbeginn der bestehenden Hecke
in der ndchst mdglichen Pflanzperiode anzusetzen. Hierfur ist zundchst das Gelande in die-
sem Planbereich auf geplante Endhdhe des Baugebiets anzufillen.

Weitere saP-relevante Tierarten wurden nicht im Planungsgebiet nachgewiesen. Dennoch
wurde darauf hingewiesen, dass neben den saP-relevanten auch alle tbrigen im Umgriff le-
benden Tier- und Pflanzenarten von der kiinftigen Mehrung der Larm- und Staubemissionen
sowie der zusatzlichen Lichtverschmutzung durch Beleuchtung innerhalb des Baugebiets be-
troffen sein werden. Im Ergebnis werden entsprechend folgende weitere Vermeidungsmaf-
nahmen als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen:

Samtliche Stralienleuchten sind mit Leuchtmitteln auszustatten, die ein fiir nachtaktive Insek-
ten nicht attraktives Lichtspektrum ausstrahlen.

Wahrend der Bautatigkeiten sind die im Geltungsbereich bestehenden Gehdlze fachgerecht
durch einen Bauzaun zu sichern.

Far die Wirksamkeit der CEF-MalRnahme 1 ist eine Herstellungskontrolle, Funktionskontrolle
und Zielerreichungskontrolle durchzufiihren, um den Ausgleich der verlorengegangenen Fort-
pflanzungs- und Ruhestatten in Umfang und Qualitat nachzuweisen.

Die Wirksamkeit der CEF-Malinahme 2 ist in regelmaRigen Abstanden durch einen Fachgut-
achter prufen zu lassen. Die Ergebnisse sind der Unteren Naturschutzbehdrde der Stadt In-
golstadt vorzulegen. Bei Unwirksamkeit sind die Mal3nahmen in Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehoérde anzupassen.
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.4

1.5

1.6

11.6.1

11.6.2

.7

Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgiiter beeinflussen sich gegen-
seitig in unterschiedlichem Malie. Dabei sind Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern
sowie Wechselwirkungen aus Verlagerungseffekten und komplexe Wirkungszusammen-
hange unter Schutzgitern zu betrachten. Die aus methodischen Griinden auf Teilsegmente
des Naturhaushalts, die sogenannten Schutzgtiter, bezogenen Auswirkungen betreffen dem-
nach ein stark vernetztes komplexes Wirkungsgeflige.

Im Plangebiet fiihrt die Uberbauung von Boden zwangslaufig zu einem Verlust der Funktionen
dieser Boden, wozu auch die Speicherung von Niederschlagswasser gehort. Hierdurch er-
hoht sich der Oberflachenwasserabfluss, wahrend die Versickerung unterbunden wird. Auf-
grund der derzeitigen weitestgehend landwirtschaftlichen Nutzung der Béden und der nur
teilweisen Neuversiegelung bei gleichzeitiger Sicherung und erheblicher Aufwertung eines
groRen Flachenanteils als private und 6ffentliche Grinflachen (inkl. méglicher Dachbegrii-
nung) sind die Umweltfolgen der moéglichen Wechselwirkungen als gering zu beurteilen. Eine
Verstarkung der erheblichen Umweltauswirkungen durch sich negativ verstarkende Wechsel-
wirkungen ist auch aufgrund der durchzufiihrenden CEF-Mafinahmen im Bebauungsplange-
biet nicht zu erwarten, soweit den Hinweisen des Baugrundgutachtens Folge geleistet wird.

Anderweitige Planungsmaoglichkeiten

Kurzfristige Standortalternativen sind aufgrund der hohen Nachfrage nach Wohnbauland
nicht vorhanden.

Zusitzliche Angaben

Technische Verfahren bei der Umweltpriifung

Zur Beurteilung der Intensitat des Eingriffes in Natur und Landschaft ist eine Bilanzierung des
Bedarfs an Ausgleichsflachen entsprechend dem Leitfaden 'Eingriffsregelung in der Bauleit-
planung' vorgenommen worden.

Hinweise zur Durchfiihrung der Umweltiiberwachung

Die Ausfihrung von Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen sowie der CEF-Kompensations-
maflnahmen inkl. des anschlieBenden Monitorings werden entsprechend der Vorgaben in
den Kapiteln 11.2.2 und 1.3 durchgefuhrt und regelmafig Uberpruft.

Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Anlass fir die Planung des neuen Baugebietes ist die anhaltende Nachfrage nach Baugrund-
stlicken und Wohnungen in der Stadt Ingolstadt. Das Bebauungsplangebiet liegt westlich des
Ingolstadter Stadtkerns, am sudwestlichen Rand des Ortsteils Friedrichshofen- Hollerstau-
den. Die Planung sieht ein allgemeines Wohngebiet mit zwdIf Neubau-Wohnfeldern vor, auf
denen eine Bebauung in Form von Einzelhdusern, Stadt- bzw. Reihen- und Mehrfamilienhdu-
sern mit bis zu sechs Geschossen geplant sind. In einem Wohnfeld sind zudem Anlagen zur
Kinderbetreuung (Kita/Kiga) zulassig. Ein Baufeld wird als Flache fir den Gemeinbedarf/Pfle-
geeinrichtung ausgewiesen. Insgesamt kdnnen im Plangebiet 260 neue Wohneinheiten fir
ca. 650 Personen realisiert werden. Das bestehende Baudenk-mal bleibt u.a. durch vorgege-
bene Abstandsflachen bzw. Hohenstaffelung der Neubauten als Gebaudekomplex sichtbar.
Es erfolgt eine Berlicksichtigung der Bodendenkmaler.

Die Ausgleichsflachen und Griinanlagen innerhalb des Geltungsbereichs schaffen neben
neuem Lebensraum fir Pflanzen und Tiere eine verbesserte Einbindung des Baugebiets in
das Orts- und Landschaftsbild sowie eine Reduzierung der Auswirkungen durch die Bebau-
ung auf das Kleinklima. Die Ausgleichsflachen aulerhalb des Geltungsbereiches
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Ubernehmen die gleichen Funktionen an anderer Stelle im Stadtgebiet. Ferner werden Kom-
pensationsmafnahmen (CEF-Malinahmen) flr unter Schutz stehende, von der geplanten
Uberbauung betroffene Tier- und Pflanzenarten durchgeflhrt.

Ingolstadt, den 11.06.2021
Stadt Ingolstadt

Gartenamt
Sachgebiet Grinplanung - 67/1

24



a4

172,

313744

1108

|
[

3137

32310
ol

D1-61-000-540-

22621109 ’_ 228,

)
I
)

III

| 226,
|| o
)
)

297

262/11

/
. ‘,t | 2262767 |

[ | 226269 /

—=e [1998/99 100
]

/] Ks-iifiﬁ.?" |

° S

f
ggwgl." 199877
s

f
.:ggaf

—d

2262/60 |

+ 1998/63
[ —
' ™~i

D662

)
| /
| 2262/50 |1
f

$—

1

|
—
|

I
| 199860

L]

3133

Bauflachen - Flachen mit geringer Bedeutung
flr Naturhaushalt und Landschaftsbild

(Kategorie Il), die klinftig versiegelt - 964 m?

Gartenamt

1 | 5 (Kategorie 1), die kiinftig versiegelt - 49.285 m? | P
1’ 4 1431/7 “Am Samhof*
| H DI[D Bauflachen - Flachen mit mittlerer Bedeutung S
| g fiir Naturhaushalt und Landschaftsbild
=

Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H

Nachweis Ausgleichsflachen-Berechnung
- Entwurfsgenehmigung -

T DATUM MABSTAB FORMAT

[(NNN]  Ausgleichsfiachen - 3.765 m?

671

28.02.2019

1:1000

A3




FriedricnsIorert ;
i
|

Dachsberg
A

|
I

Innere Millereich

Eoletnein

Boot-
anlegestelle

Stadt Ingolstadt

Stadtplanungsamt
Spitalstr. 3
85049 Ingolstadt

Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H - "Am Samhof"
externe Ausgleichsflachen und CEF-MalRnahmen

Ubersichtsplan

14.06.2021
Auszug aus dem GIS der Stadt Ingolstadt M = 1:25000




2767 \

2777/1

2735

2736/1 2763

\ | |
) |

~ ~ -
~
~ ~
~
N
11 VA4
Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H - "Am Samhof" Stadt Ingolstadt
externe Ausgleichsflachen Stadtplanungsamt
Spitalstr. 3
A: 1.671 m? (Teilflache FI.Nr. 2753, Gem. Gerolfing) 85049 Ingolstadt

Li 18.06.2018
Auszug aus dem GIS der Stadt Ingolstadt M = 1:2500




300072

3000/3

/ /

Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H - "Am Samhof"
externe Ausgleichsflachen

B: 3.237 m? ( FI.Nr. 3407, Gem. Gerolfing)

Stadt Ingolstadt

Stadtplanungsamt
Spitalstr. 3
85049 Ingolstadt

18.06.2018

Auszug aus dem GIS der Stadt Ingolstadt

M = 1:2500




N\ N
A

ya

Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H - "Am Samhof"

externe Ausgleichsflachen

C: 1.700 m? ( FI.Nr. 6370, Gem. Ingolstadt)
D: 1.700 m2 ( FI.Nr. 6371, Gem. Ingolstadt)
E: 1.729 m? ( FI.Nr. 6496, Gem. Ingolstadt)
F: 1.755 m? ( FI.Nr. 6525, Gem. Ingolstadt)

Stadt Ingolstadt

Stadtplanungsamt
Spitalstr. 3
85049 Ingolstadt

Li

18.06.2018

Auszug aus dem GIS der Stadt Ingolstadt

M = 1:3500




105 104 103 102

101

100

99

109

112 113

118

120

9

Ir

Bebauungs- und Griinordnungsplan Nr. 107 H - "Am Samhof"
Artenschutz

CEF1-MaRRnahme FI.Nr. 117, Gem. Mihlhausen

Stadt Ingolstadt

Stadtplanungsamt
Spitalstr. 3
85049 Ingolstadt

Li

14.06.2021

Auszug aus dem GIS der Stadt Ingolstadt

M =1:2500




	BEGRÜNDUNG
	Stadt Ingolstadt



